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Weltweit
werden Menschen aufgrund ihrer ethnischen Herkunft, Hautfarbe oder
Religion rassistisch diskriminiert, erfahren Respektlosigkeit,
Ungerechtigkeit, Unterdrückung und Gewalt. Rassismus ist eine
Ideologie, welche die Menschen in verschiedene „Rassen“ einteilt
und diese hierarchisch einstuft. Die Hautfarbe wird als bestimmender
Faktor eines Menschen gesehen und seine Wertigkeit danach
eingeordnet.

„Racism is a social disease.“

Es
durchzieht unsere Gesellschaft und Politik. Bereits im Grundgesetz
finden wir im Artikel 3 das Wort „Rasse“ vor. Die
Auseinandersetzung mit dieser Begriffsschwierigkeit hat im
deutschsprachigen Raum gerade erst begonnen. People of color
(Menschen, die in der Mehrheitsgesellschaft als nicht-weiß angesehen
werden und Rassismuserfahrungen machen müssen) sind überall von
Rassismus betroffen, ob in den (Berufs-)Schulen, an den
Universitäten, beim Amt, am Arbeitsplatz oder im Alltag. Rassismus
wird auf unterschiedlichste Arten und Weisen sichtbar: Von
herablassenden Blicken, über verbal diskriminierende Sprache bis hin
zu rassistisch motivierter Gewalt und Terroranschlägen wie zuletzt
im Februar in Hanau.

Auch
in staatlichen Strukturen ist Rassismus präsent: Vor allem in der
Polizei, die eigentlich für Sicherheit sorgen und unser
wohlgemeinter „Freund und Helfer“ sein sollte – und zwar für
alle Menschen, die hier leben – unabhängig von ihrer Herkunft oder
Hautfarbe. Dies sieht in der Realität jedoch oft ganz anders aus:
Racial Profiling ist leider ein alltäglicher Vorgang. Ob am Bahnhof,
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in den Parks oder sonstigen öffentlichen Plätzen, an denen sich
viele Menschen aufhalten, werden Personen aufgrund ihres Aussehens
scheinbar willkürlich und ohne Grund durchsucht und ihre Personalien
werden aufgenommen. Dies bestätigen viele Aussagen von Betroffenen.
Allein ihre Hautfarbe wird als Anlass genommen, sie zu kontrollieren,
ohne dass sie sich etwas haben zuschulden kommen lassen.

Rassismus hat System

Dies  wird  auch  bei  den  Vorfällen  im  Juni  in  Stuttgart  erkennbar.  Viele
Journalist_Innen und die Polizei machten für die Ausschreitungen vor allem
Deutsche mit Migrationshintergrund verantwortlich. Es zeigt uns, dass sie
sogleich  den  Migrationshintergrund  als  Ursache  dieses  Verhaltens
ausmachten. Wie schon bei anderen Vorfällen auch voreilige, auf Vorurteilen
beruhende Reaktionen und Schlussfolgerungen der Polizei getroffen wurden,
stellte sich auch dieses Mal dies als eine falsche Information heraus. Nur
weniger  als  die  Hälfte  der  Jugendlichen  waren  Deutsche  mit  einem
Migrationshintergrund. Nun macht die Polizei die „Party- und Eventszene“
für  die  Ausschreitungen  verantwort l ich.  Die  gravierenden
Falschinformationen  der  Polizei  sorgten  für  starke  Kritik.

Justiz
und Innenministerium wollten die Polizei auf rassistische Tendenzen
hin prüfen, welches Seehofer jedoch mit der Aussage „Racial
Profiling sei in der Polizei sowieso verboten und deshalb gäbe es
das dort auch nicht“, verhinderte. Damit ist die auch von der
Bundesregierung vorgeschlagene Studie wieder vom Tisch.

Rassismus
innerhalb der Polizei führt nicht „nur“ zu Racial Profiling und
vermehrter Gewalt gegenüber People of Color, sondern auch zu Mord.
In den USA gehören rassistisch motivierte Polizeigewalt und Morde
zum Alltag. Georg Floyd zählte zu einem der zahlreichen Toten durch
polizeiliche Gewalt. Damit wurde wieder das Leben eines Menschen
aufgrund seiner Hautfarbe sinnlos ausgelöscht.



Aber nicht nur in den USA, sondern auch in Deutschland fanden POC durch
Polizeigewalt ihren Tod. Bis heute sind die Umstände des Todes von Oury
Jalloh,  Amad  Ahmad  oder  Matiullah  J.  nicht  aufgeklärt.  Beamte  decken
Beamte,  sogar  wenn  jemand  getötet  wurde  und  der  Staat  tritt  die
Gerechtigkeit  mit  Füßen!  Bis  heute  gibt  es  keine  unabhängige
Beschwerdestelle, die in Fällen von Polizeigewalt neutral ermitteln könnte.

Woher kommt Rassismus?

Die
Ideologie des Rassismus war vorherrschend in der Epoche des
europäischen Kolonialismus und Imperialismus bis nach dem zweiten
Weltkrieg. Diese Ideologie diente der Rechtfertigung des
Kolonialismus, der Sklaverei, den Verbrechen der Nazis und der
Apartheid.

Das
Entstehen von Ungleichheiten und Hierarchien im Kapitalismus sollte
auch unter dem Blickwinkel von Rassismus betrachtet werden. Der
Kapitalismus etabliert sich daher über rassistische Hierarchien.
Der
Wille des Kapitals ist es, die Bevölkerung anhand von ethnischen,
religiösen und nationalen Unterschieden zu spalten, indem er
Misstrauen und Hass gegeneinander schürt, um so seine Herrschaft zu
sichern und einen Zusammenschluss aller unterdrückten und
ausgebeuteten Menschen gegen das Kapital zu verhindern und von den
gesellschaftlichen Problemen abzulenken. Die tatsächliche Teilung
der Gesellschaft auf Grundlagen der ökonomischen Klassen wird somit
auch verschleiert. Um es verständlicher auszudrücken: Eine
entlassene Person wird nicht gegen die Firmenleitung protestieren,
wenn sie für die Entlassung „die Ausländer“ verantwortlich
macht.

In
diesem Sinne sind auch z.B. die Aushebelung des Asylrechts und die
rassistische Hetze durch alle bürgerlichen Parteien zu verstehen.



Die Gesetzesverschärfungen werden mal eben mit der rassistischen
Aussage erklärt, dass man sich damit gegen die Massen von
„Terrorist_Innen“ unter den Flüchtlingen schütze. Mit dieser
rassistischen Lüge lassen sich auch vermehrte Überwachung und
Polizeibefugnisse rechtfertigen. Und mit der islamophoben These, dass
der Islam das Hauptproblem Deutschlands sei, lässt sich auch
insgesamt von den katastrophalen Auswirkungen der kapitalistischen
Politik Deutschlands ablenken und Kriege wie in Afghanistan, Syrien
oder Mali rechtfertigen.

Die
Polizei setzt die rassistische Regierungspolitik in die Tat um. Sie
schließt die Grenzen, greift „illegale“ Migrant_Innen auf und
führt Abschiebungen durch. Sie ist also mit der Aufgabe betraut,
gegen den deklarierten ausländischen Feind vorzugehen. Legitimiert
wird diese Politik mit dem angeblichen Schutz unserer Kultur und dem
Kampf gegen Terrorismus. Die Polizei ist daher einer der maßgeblichen
Ausdrücke dieser Politik.

Im
Kampf gegen den Rassismus und die Repressionen der Polizei fordern
wir:

Kein
Racial Profiling! Hartes Aburteilen von Polizist_Innen, die Racial
Profiling anwenden!
Schränkt  den  Handlungsraum  der  Pol ize i  e in:  Keine
verdachtsunabhängigen  Kontrollen,  keine  Inhaftierungen  ohne
Gerichtsverfahren,  keine  Begriffe  wie  „drohende  Gewalt“!
Defund  the  police!  Keine  Finanzierung  der  Polizei.  Das  Geld
brauchen  wir  für  Sozialleistungen,  Bildung  oder  sozialen
Wohnugsbau!
Die Einrichtung unabhängiger Untersuchungsstellen für Vorfälle von
(rassistischer) Polizeigewalt und Racial Profiling: Die Polizei darf sich
nicht länger selbst überwachen!



Bergkarabach: Krieg droht zum
Flächenbrand zu werden
z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/10/02/bergkarabach-krieg-droht-zum-flae
chenbrand-zu-werden/

Martin Suchanek, Neue Internationale 250, 2. Oktober 2020

Am Morgen des 27. September eskalierte der seit über drei Jahren mal offen
ausgetragene, mal vor sich hin schwelende Konflikt zwischen Armenien und
Aserbaidschan.  Aserbaidschanische  Truppen  beschossen  Stepanakert,  die
Hauptstadt  von  Bergkarabach  (Nagorny  Karabach),  einer  armenischen
Enklave, die formell zum Staatsgebiet Aserbaidschans gehört, aber seit Mitte
der  1990er  Jahre  faktisch  als  unabhängige  Region  mit  Armenien  eng
verbunden ist und um ihre internationale Anerkennung ringt. 2017 erklärte
sich Bergkarabach unabhängig unter dem Namen Republik Arzach, wird aber
seither international nicht anerkannt.

Reaktionärer Angriff
Die Bombardierung durch die Armee Aserbaidschans stellt eine qualitative
Verschärfung der Kampfhandlungen im schwelenden Konflikt dar, der schon
seit Juli von beiden Seiten verstärkt bewaffnet ausgetragen wird.

Die Führung Aserbaidschans unter dem autokratischen Präsidenten Alijew
steht  ihrerseits  unter  Druck  extrem  nationalistischer  oppositioneller
HardlinerInnen,  die  der  Regierung  zu  große  Nachgiebigkeit  gegenüber
Armenien  und  Bergkarabach  vorwerfen.  Eine  Mobilisierung  gegen  den
Erzfeind Armenien, militärische Erfolge im umkämpften Grenzgebiet und erst
recht die Rückeroberung Bergkarabachs wären für das Regime angesichts
einer tiefen Wirtschaftskrise,  grassierender Korruption und sinkender Öl-
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und Gaspreise (und damit der wichtigsten Einnahmequelle des Landes) ein
„Befreiungsschlag“.  Und wie  so  oft  wird  ein  nationalistischer  Angriff  als
Selbstverteidigungsaktion  legitimiert.  Die  massiven  Artillerieangriffe  auf
a r m e n i s c h e  S i e d l u n g e n  a m  2 7 .  S e p t e m b e r  w u r d e n  v o m
Verteidigungsministerium Aserbaidschans  als  „Gegenoffensive“  deklariert,
„um Armeniens militärische Aktivitäten zu stoppen und die Sicherheit der
Bevölkerung zu schützen“.

In Wirklichkeit ist der Angriff eindeutig reaktionärer Natur. Im Falle eines
Erfolges  würde  die  armenische  Bevölkerung  Bergkarabachs  zu  einer
unterdrückten  Nation,  ihr  Selbstbestimmungsrecht  mit  Füßen  getreten
werden. In Aserbaidschan würde die Herrschaft der OligarchInnen und des
seit 15 Jahren mit halb-diktatorischen Mitteln regierenden Präsidenten Alijew
neue Legitimität  erhalten.  Nicht nur die Minderheiten,  sondern auch die
ArbeiterInnenklasse und die Jugend, die als Kanonenfutter im reaktionären
Waffengang  verheizt  werden  soll,  wären  verstärkter,  nationalistisch
legitimierter  Unterdrückung  ausgesetzt.

Angesichts dieser Lage gilt unsere Solidarität allen Kräften der Linken, wie
d e r  A z e r b a i j a n i  L e f t i s t  Y o u t h
(http://www.criticatac.ro/lefteast/anti-war-statement-of-azerbaijani-leftist-you
th), die sich dem reaktionären, nationalistischen Treiben widersetzen und ein
Ende des Angriffs fordern.

Zweifellos  kann  die  Bevölkerung  Bergkarabachs  ein  legitimes  Recht  auf
Selbstbestimmung  (und  Selbstverteidigung)  für  sich  reklamieren.
RevolutionärInnen,  ja  alle  DemokratInnen  sollten  ihr  Recht  anerkennen,
selbst  zu  entscheiden,  ob  sie  einen  eigenen  Staat  gründen  oder  sich
Armenien anschließen wollen.

Wurzeln des Konflikts und Armeniens Rolle
Ginge  es  nur  um  Bergkarabach  und  d ie  Frage  von  dessen
Selbstbestimmungsrecht, so wäre der Charakter des Gesamtkonflikts recht
einfach  zu  bestimmen.  Doch  im  seit  über  drei  Jahrzehnten  offen
ausgetragenen Konflikt zwischen Aserbaidschan und Armenien verhält sich



die Sache nicht so unkompliziert.

Gegen  Ende  der  Existenz  der  Sowjetunion  brach  der  selbst  weit
zurückliegende Konflikt um Bergkarabach offen aus. In der UdSSR war die
Region entgegen dem Willen der armenischen Bevölkerung Aserbaidschan
zugeschlagen worden. Mit dem Zerfall  der Sowjetunion reklamierte diese
erneut   das  Recht  auf  Lostrennung  für  sich  und  stieß  dabei  auf  den
erbitterten Widerstand Aserbaidschans. Das Land befand sich auf dem Weg
in  die  Unabhängigkeit  und  die  NationalistInnen  –  ihrerseits  ehemalige
ParteibürokratInnen  und  städtische  Intellektuelle  –  wollten  nicht  auf
Bergkarabach verzichten, lehnten sowjetische Vermittlungsversuche ab und
suchten eine militärische Lösung.

Am Beginn des von 1992 bis 1994 andauernden offenen Krieges schienen die
Streitkräfte  Aserbaidschans  als  Siegerinnen  hervorgehen  –  nicht  zuletzt
aufgrund ihres brutalen Vorgehens, das tausenden ZivilistInnen das Leben
kostete und in barbarischen Massakern ganzer Dörfer gipfelte.  Doch das
Blatt  wendete  sich.  Die  militärischen  Verbände  Armeniens  und
Bergkarabachs waren nicht nur in der Lage,  die Enklave zu verteidigen,
sondern  eroberten  auch  mehrere  Provinzen,  die  Armenien  von  dieser
trennten. Diese mehrheitlich aserbaidschanischen Siedlungsgebiete wurden
unter dem Kommando des nicht minder brutal  vorgehenden armenischen
Nationalismus ethnisch gesäubert. Er beschränkte sich offensichtlich nicht
auf  die  Unterstützung  der  eigenen  Verbündeten,  sondern  vertrieb
hunderttausende AserbaidschanerInnen aus sieben Bezirken, die seit dem
Waffenstillstand 1994 von Armenien kontrolliert werden.

Bis  1994  wurden  über  1,1  Millionen  Menschen  aus  Aserbaidschan  und
Armenien vertrieben, also fast 10 % der gesamten Bevölkerung der beiden
Staaten.  25.000  bis  50.000  Menschen  starben  nach  unterschiedlichen
Schätzungen.  Seit  damals  befinden  sich  Armenien  und  Aserbaidschan  in
Lauerstellung. Nicht nur die Frage Bergkarabachs ist ungelöst. Beide Seiten
verweigern die Rückkehr hunderttausender Geflüchteter.



Reaktionärer Nationalismus auf beiden Seiten
Der  Nationalismus  wurde  faktisch  zur  Staatsdoktrin  beider  Seiten
einschließlich einer oft extremen religiösen und ethnischen Überhöhung. Seit
1994 kam es immer wieder zu begrenzten bewaffneten Konflikten zwischen
den beiden Parteien, zuletzt im sog. „Vier-Tage-Krieg“ 2016.

Beide Staaten erlebten zwar einen massiven ökonomischen Einbruch nach
dem Zerfall der Sowjetunion, auf deren gesamtstaatliche Arbeitsteilung ihre
Wirtschaftsplanung bezogen war. Der Maschinenpark in der Industrie war
weitgehend  veraltet.  Die  Einführung  der  Marktwirtschaft  und  die
Privatisierungen  nahmen  die  Form  einer  Plünderung,  einer  Art
ursprünglicher Akkumulation durch mafiöse, oligarchische Strukturen an.

Beide Staaten bzw. deren Regime unterhielten weiter enge wirtschaftliche
Beziehungen  zu  Russland.  Dieses  fungierte  als  Moderator  zwischen  den
befeindeten Seiten – sei es auf eigene Rechnung, sei es im Rahmen der sog.
Minsker Gruppe, die 1993 zur Vermittlung und Befriedung des Konflikts ins
Leben  gerufen  wurde  und  neben  Russland  auch  solche  Staaten  wie
Deutschland, Frankreich und die USA umfasst. Im Grunde wurde der Konflikt
e i n g e f r o r e n .  D i e  U N  v e r w e i g e r t  d i e  A n e r k e n n u n g  d e s
Selbstbestimmungsrechtes  von  Bergkarabach.  Umgekehrt  wurden  dessen
enge Verbindung mit Armenien und eine Wirtschafts- und Währungsunion
ebenso faktisch geduldet  wie  die  armenische Kontrolle  über  Gebiete  mit
ehemals aserbaidschanischer Mehrheitsbevölkerung.

Armenien und Aserbaidschan bezogen beide den größten Teil ihrer Waffen
aus Russland, wenn auch zu unterschiedlichen Konditionen. So musste das
öl- und gasreiche Aserbaidschan zu Weltmarktpreisen kaufen, während die
armenische  Armee zu  günstigeren,  russischen „Inlandspreisen“  aufrüsten
konnte. Auch Serbien verkaufte an beide „befreundete“ Staaten, während
Israel und die Türkei exklusiv an Aserbaidschan lieferten.

Während sich die Regionalmacht Türkei als Schutzpatronin Aserbaidschans
ins Zeug legt und extrem aggressive Töne anschlägt, band sich Armenien
stärker an Russland und den Iran. Dieser ist der wichtigste Energielieferant



des Landes. Russland ist faktisch die Schutzmacht Armeniens, unterhält dort
mehrere Militärbasen. Außerdem ist das Land Mitglied in den von Russland
dominierten wirtschaftlichen, politischen und militärischen Bündnissen, in
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) wie auch in der Organisation
des  Vertrags  über  kollektive  Sicherheit  (OVKS),  dem  von  Russland
dominierten  Gegenstück  zur  NATO.

Warum jetzt?
Dass  der  Konflikt  im Juli  wieder  bewaffnete  Formen annahm,  inkludiert
möglicherweise auch ein zufälliges Element. So ist bis heute umstritten, wie
die ersten Kampfhandlungen in den letzten Monaten ausgelöst wurden.

Wir  können  jedoch  drei  Faktoren  ausmachen,  die  das  Gleichgewicht
unterminierten, das seit 1994 zu einem brüchigen Waffenstillstand geführt
hatte und von der Minsker Gruppe und insbesondere auch von Russland
weiter „vermittelt“ worden war.

Erster  besteht  in  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Instabilität  beider
Staaten. Beide sind nicht nur hart von der Weltwirtschaftskrise betroffen,
beide  Länder  werden  auch  von  repressiven,  kapitalistischen  und  anti-
demokratischen Regimen geführt, selbst wenn sich der armenische Präsident
rühmt, über die samtene Revolution an die Macht gekommen zu sein. Für
beide  bietet  der  Nationalismus  daher  eine  Möglichkeit,  von  inneren
Konflikten  abzulenken  und  die  „Einheit  des  Volkes“  zu  beschwören.

Zweitens  haben  sich  aber  die  wirtschaftlichen  Gewichte  zwischen  den
Staaten verschoben. Aserbaidschan verfügt, anders als Armenien, über große
Öl-  und  Gasvorkommen  und  damit  Devisenquellen,  auch  wenn  dieser
Reichtum  vor  allem  der  kapitalistischen  Oligarchie  und  den  führenden
Schichten  im Staatsapparat  zugutekommt.  Die  Rendite  aus  dem Öl-  und
Gasexport  konnte  Aserbaidschan  aber  auch  für  Rüstungsausgaben
verwenden,  die  jene Armeniens  in  den letzten Jahren um das  Fünffache
übertreffen.  Angesichts  der Ziele  des Regimes (und der nationalistischen
Opposition) dürfte es nur zu verlockend sein, die größeren wirtschaftlichen
Reserven  und  die  militärische  Aufrüstung  in  Gebietsgewinne  praktisch



umzumünzen.

Drittens sind es die veränderten geo-strategischen Verhältnisse, die diesen
Konflikt befeuerten – insbesondere die wachsende Rivalität zwischen dem
russischen  Imperialismus  und  der  Regionalmacht  Türkei.  Diese  beiden
geraten  schließlich  nicht  nur  im Kaukasus,  sondern  auch  in  Syrien  und
Libyen aneinander, was den Konflikt noch explosiver macht.

Auch wenn EU und USA vor allem als VermittlerInnen agieren wollen, wenn
beide mit größeren inneren Problemen und anderen Prioritäten konfrontiert
sind, so ist es fraglich, dass v. a. die USA abseits stehen werden, falls sich
der  Konflikt  verschärft  oder  regional  ausweitet,  also  z.  B.  der  Iran
hineingezogen  wird.

Drohender Flächenbrand
Der Konflikt um Bergkarabach und der drohende Krieg zwischen Armenien
und Aserbaidschan droht somit leicht zu etwas Größerem zu werden, so wie
die Balkankriege vor 1914 leicht zu einem Weltkrieg hätten werden können.

Beide Seiten, Aserbaidschan und Armenien, lehnen bisher jede Vermittlung
ab,  beide  haben  das  Kriegsrecht  verhängt.  Beide  beschuldigen  andere
Mächte mit mehr oder minder viel Recht der Unterstützung der Gegenseite.
Während sich die Türkei offen und ganz hinter Aserbaidschan, logistische
Hilfe  stellt  und  reaktionäre  MilizionärInnen  aus  dem  Syrien-Krieg  als
„Freiwillige“ schickt, bezichtigt sie den Iran und Russland der Unterstützung
Armeniens.

Zur  Zeit  zieht  Russland (und wohl  auch China  und der  größte  Teil  des
Westens) eine „friedliche“ Lösung, also das weitere Einfrieren des Konflikts
vor.  Das  würde  Russland  enge  Verbindungen  zu  Aserbaidschan  und
Armenien  und  eine  dominante  Rolle  erlauben.  Eine  geostrategische
Expansion der Türkei kann es hingegen schwer dulden, weil diese seine Rolle
als Ordnungsmacht sowohl in Eurasien als auch im Nahen Osten und im
Mittelmeer schwer erschüttern würde.

So  würde  sich  die  OVKS  als  Papiertigerin  entpuppen,  wenn  sie  ein  in



Bedrängnis geratenes Armenien und das von ihm gestützte Bergkarabach
nicht einmal gegen aserbaidschanische Kräfte und wachsenden Einfluss der
Türkei schützen könnte.

Die Kriegsgefahr ist real. Der Konflikt kann sich leicht zum Flächenbrand
ausweiten, selbst wenn das niemand will, denn jede Aktion der einen Seite
droht  eine  Reaktion  der  anderen  hervorzurufen.  Selbst  wenn  die  groß-
türkische Rhetorik  Erdogans  teilweise  „nur“  leeres  Gerede sein  mag,  so
können gerade bonapartistische Regime wie das seinige den Bogen ihrer
außenpolitischen Abenteuer leicht überspannen – mit fatalen Konsequenzen.

Welche Perspektive?
Die internationale ArbeiterInnenbewegung und die gesamte Linke müssen
der  nationalistischen  Mobilmachung  auf  beiden  Seiten  und  jeder
Einmischung  der  Türkei,  Russlands  und  anderer  Mächte  entschieden
entgegentreten.  Es  gilt,  alle  Kräfte  in  Armenien  und  Aserbaidschan  zu
unterstützen,  die sich einem drohenden Gemetzel  widersetzen,  und diese
durch Aktionen der ArbeiterInnenklasse und der Unterdrückten insbesondere
in der Türkei und Russland zu stärken.

Ein  zentrales  Mittel  zum Stopp der  geo-strategischen Interventionen der
Türkei und Russlands (wie anderer Mächte) besteht im Kampf gegen die
autokratischen Regime Erdogans und Putins selbst.

Um  dem  Nationalismus  in  Armenien  und  Aserbaidschan  eine  politische
Alternative entgegenzusetzen, braucht es aber auch ein Programm, das eine
Lösung der drängenden demokratischen und sozialen Fragen leisten kann.

Das  beinhaltet  die  Anerkennung  des  Selbstbestimmungsrechtes  aller
Nationen,  also  auch  der  Bevölkerung  von  Bergkarabach.  Es  beinhaltet
ebenso das Recht  auf  Rückkehr aller  Vertriebenen und Geflüchteten des
Krieges  und  die  Entscheidung  über  den  weiteren  Status  der  durch  die
armenischen  Streitkräfte  besetzten  Bezirke  durch  die  Bevölkerung.  Das
Selbstbestimmungsrecht bildet im Kaukasus – ähnlich wie auf dem Balkan –
dabei nur ein Element der Lösung der nationalen Frage. Das andere muss in



der Bildung einer freiwilligen Föderation der Staaten des Kaukasus bestehen,
um  so  offene  Grenze  zwischen  den  verschiedenen  Regionen  zu
gewährleisten.

Demokratie und Sozialismus
Wie die Geschichte der Sowjetunion, vor allem aber der Restauration des
Kapitalismus  gezeigt  hat,  ist  eine  demokratische  Lösung  der  nationalen
Frage untrennbar mit der Klassenfrage verbunden, der Frage, in welchem
Interesse die Ökonomie organisiert wird. Auf der Basis von oligarchischem
Kapitalismus,  neoliberalem  Markt,  Mangel,  Arbeitslosigkeit  und  Armut
werden  immer  wieder  reaktionäre,  nationalistische  oder  rassistische
Scheinlösungen  von  den  Herrschenden  präsentiert  werden.

Der Kampf um das Selbstbestimmungsrecht und eine Föderation der Staaten
des  Kaukasus  muss  daher  verbunden  werden  mit  dem für  revolutionäre
Arbeiter-  und  Bauern-/Bäuerinnenregierungen  und  die  Bildung  einer
sozialistischen  Föderation  auf  Basis  demokratischer  Planwirtschaften.

Black Lives Matter – 5 Fragen, 5
Antworten
Leila Cheng, Felix Ruga

In
den USA wird an den momentanen
Black-Lives-Matter-Protesten sichtbar, dass Polizist_Innen eben nicht
unsere Freund_Innen und Helfer_Innen sind. Die Aufgabe der
staatlichen Exekutive ist es, die Herrschaftsverhältnisse, also die
Herrschaft der Kapitalist_Innen und des Staates,
aufrechtzuerhalten und das natürlich auch mit Gewalt. Neben
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der Unterdrückung von explizitem Widerstand gegen dieses System
(z.B. Niederschlagung von Demos oder Streiks) geht von den
staatlichen Strukturen auch eine rassistische Gewalt aus.
Das ist einerseits ein Resultat der Konkurrenz zwischen den Staaten
und andererseits ein Mittel der Herrschenden, die
Arbeiter_Innenklasse zu spalten. Hier zeigt sich, was bereits der
afro-amerikanische
Bürgerrechtsaktivist Malcolm X in den 1960ern sagte: „You can’t
have capitalism without racism“ (Es gibt keinen Kapitalismus ohne
Rassismus). In dieser Analyse stellen wir uns 5 Fragen zu den
antirassistischen Protesten in den USA.

Was ist der Auslöser der Proteste?

25. Mai 2020, Minneapolis, Minnesota, die Vereinigte Staaten von Amerika.
Ein  weißer  Police  Officer,  Derek  Chauvin,  greift  zusammen  mit  seinen
Kollegen Tou Tha, Thomas Lane und J.  Alexander Kueng den 46-jährigen
Afroamerikaner  George  Floyd  auf.  Ein  Ladenbesitzer,  bei  dem  Floyd
Zigaretten kaufte, hat wegen angeblicher Verwendung von Falschgeld die
Polizei angerufen. Die Polizisten, die sich daraufhin auf den Weg machen,
gehen wie gewohnt mit einem Afroamerikaner um. Sie bedrohen ihn mit
einer Waffe und nehmen ihn gewaltsam fest, indem er gewürgt und ihm die
Luft  abgedrückt  wird.  Das Ganze dauert  9  Minuten an.  Später  wird ein
Krankenwagen  gerufen,  doch  Floyd  stirbt,  bevor  sie  das  Krankenhaus
erreichen. Eine alltägliche Situation in den USA wäre das ganze nur nicht als
Video in der ganzen Welt publik geworden.

Eine
alltägliche Situation? Ja, dieser Mord ist kein Einzelfall! Man muss
sich nur die rassistischen Morde von Polizist_Innen in den letzten
Jahren anschauen, denn die Liste Schwarzer
Opfer von Polizeigewalt ist lang: 2014 wurde der 18-jährige Schüler
Michael Brown von dem Polizisten Darren Wilson in Missouri (USA)
erschossen, März 2020 wurde Breonna Taylor in Louisville (USA) oder
im Juni 2020, wo der vierfache, afroamerikanische Vater Rayshard
Brooks in Atlanta von Polizist_Innen erschossen wurde. 2019 war es in



den USA zweieinhalb so wahrscheinlich als Afroamerikaner_In
erschossen zu werden als als Weiße_R.

Wie entwickelten sich die Proteste?

Das Video verbreitete sich rasant in den sozialen Medien und die Proteste
entzündeten  sich  schnell  und  kraftvoll.  So  mussten  die  vier  beteiligten
Polizisten innerhalb kürzester Zeit aus dem Dienst entlassen werden, um die
Menschen  zu  besänftigen.  Doch  die  Proteste  wurden  über  die  folgende
Woche immer kämpferischer. Diese hatten ihren Höhepunkt in der Nacht
vom 28. zum 29. Mai, in der Aktivist_Innen den 3. Polizeibezirk der Stadt
niederbrannten. Die Proteste entwickelten sich zu einer Rebellion, die sich
mit enormer Geschwindigkeit auf die gesamten USA ausweitete. Momentan
ist die Dynamik nicht mehr so umfassend wie anfangs, jedoch gibt es einige
Zentren, in denen die Bewegung weiterhin sehr präsent ist und regelmäßig
Proteste stattfinden, vor allem Seattle, Portland und Chicago.

Initiiert
und angeführt werden die Proteste von Black Lives Matter (BLM), die
in den vergangenen Jahren zur Speerspitze des Widerstandes gegen
rassistische Polizeigewalt geworden ist. BLM ist selbst heterogen und
dezentral, aber weit verbreitet und bringt immer wieder zehntausende
Menschen auf die Straße. Dazu beteiligen sich linke und
antifaschistische Gruppen, ihr Umfeld, eher unpolitische Menschen und
ein großer Teil der Black Community. Aber auch die Demokratische
Partei solidarisierte sich mit den Protesten. Das ist aber eigentlich
höchst widersprüchlich, hat die Demokratische Partei doch in den
vorherigen Jahren selbst rassistischer Polizeigewalt Vorschub
geleistet (stop-and-frisk, Broken-Windows-Theorie) und lässt auch in
demokratischen Bundesstaaten den größten Teil der Gelder in die
Polizei fließen.

Ein  wichtiger  Faktor  beim  Gelingen  der  Bewegung  ist  die  weltweite
Solidarität. Nicht nur in den USA, sondern weltweit schlossen sich Millionen
von Menschen der Black Lives Matter-Bewegung an. Hierbei spielten für die
Mobilisierung auf  Demonstrationen und Kundgebungen auch die  sozialen



Medien eine wichtige Rolle.  All  diese Proteste haben die Gemeinsamkeit,
dass sie sich gegen Rassismus in staatlichen Strukturen und Polizeigewalt
richten  und  diesen  Fakt  international  kritisieren.  Denn  nicht  nur
amerikanische  Polizist_Innen  begehen  Morde  aus  rassistischen
Hintergründen.  So  ereignete  es  sich  2005  in  Deutschland,  dass  der
westafrikanische  Einwanderer  Oury  Jalloh  in  einer  Zelle  in  Dessau
verbrannte,  wobei  der  Polizeibeamte  freigesprochen  wurde.  Im  Februar
dieses Jahres gab es einen furchtbaren Mord an 9 Nichtweißen durch einen
Nazi in Hanau.

Was ist die Situation zwischen den Protesten und dem Staat?

In der Gemengelage der Proteste werden einige Forderungen klarer: Die
erste ist die Gerechtigkeit für George Floyd in Form einer Anklage gegen alle
beteiligten Polizisten wegen Mordes. Die zweite ist das Ende rassistischer
Polizeigewalt und rassistischer Morde in den USA. Weitere Forderungen sind
u n t e r  a n d e r e m :  D a s  E n d e  d e r  U n g l e i c h b e h a n d l u n g  v o n
Afroamerikaner_Innen  im  Bildungs-,  Gesundheitswesen  und  Beruf  oder
öffentliche  Gelder  von  der  Polizei  in  die  öffentliche  Versorgung  zu
verschieben (#defundthepolice). Einige Forderung deuten auch auf die sich
aktuell  anbahnende  Wirtschaftskrise  hin:  Die  Anzahl  der  gemeldeten
Arbeitslosen stieg seit Ausbruch von Corona sehr stark an und liegen nach
leichter  Entspannung  jetzt  bei  um  die  25  Millionen  Menschen.
Arbeitslosenzahlen, die es seit der Weltwirtschaftskrise Anfang der 1930er
Jahre nicht mehr gab, vor einem Jahr waren es nur knapp 1,7 Millionen! Bei
den  momentan  durchgeführten  Massenentlassungen  wurden
Afroamerikaner_Innen und andere People of Colour meist zuerst entlassen.
Hier zeigt sich auch, weshalb die Solidarität der Arbeiter_Innenklasse mit der
Bewegung so wichtig ist. .

Der
Staat hingegen reagierte sofort mit massiven Repressionen:
Massenhafter Einsatz von Tränengas und Gummigeschossen, Aufmarsch
der Nationalgarde plus die Drohung mit der Armee, Einschränkungen
von Grundrechten in vielen Städten, Gewalt und Verhaftungen
begleitet von Hetze und Diffamierungen durch Präsident Trump und den



Republikaner_Innen. Amnesty International sprach in einem Bericht von
Anfang August von „schweren Menschenrechtsverletzung“ gerade im
Umgang mit friedlichen Protestierenden und Journalist_Innen. So wie
die Unterdrückten von der Krise bedroht sind, so ist es
in anderer Hinsicht auch
die Vormachtstellung der US-amerikanischen Bourgeoisie und das lässt
ihr wenig Spielraum für jegliche soziale Reformen und tatsächlichen
Abbau von Unfreiheit und Ausbeutung. In der wirtschaftlichen
Konkurrenz mit China oder der EU wird die herrschende Klasse nur mit
großem Unwillen auf die Massen an extrem billigen Arbeiter_Innen im
durchökonomisierten Gefängnissystem und die Vorteile einer
Steueroase verzichten wollen. Und da die Krise die Konkurrenz nur
verschärft, ist die einzige Möglichkeit der Herrschenden die
gewaltsame Zerschlagung der Proteste.

Warum wird es keinen Kapitalismus ohne Rassismus geben?

Es
ist unmöglich diese Frage in einem kurzen Absatz zu erklären, aber
wir haben sie ausführlicher in unserem Programm und in anderen
Texten auf unserer Homepage behandelt. Letztendlich
dient Rassismus im Kapitalismus als Rechtfertigung dafür, dass
imperialistische Nationen andere Länder unterdrücken und ausbeuten
oder dass man nichtweißen Arbeiter_Innen einen schlechteren Lohn
zahlt und sie gegen ihre Klassengeschwister ausspielt.

Wie kommt die Bewegung zum Erfolg?

Die Proteste machen auf eine zentrale Form der Unterdrückung aufmerksam
und führen gerade in Zeiten wirtschaftlicher Krisen zum öffentlichen Druck
auf Staat und Kapital. Sie erreichten, dass die Mörder von Floyd entlassen
wurden und dass es eine Anklage gegen Chauvin und die anderen Cops gab,
die tatenlos danebenstanden. Auch ist das Thema nun politisch sehr präsent.
Aber die Frage ist nun, auf welchem Weg man den Kampf gegen Probleme
wie den institutionelle Rassismus zum Erfolg führen kann.



Eine
zentrale Frage der Bewegung ist die Gewaltfrage und auch in der
deutschen Linken gibt es seit Beginn der Proteste eine Debatte um
„sinnlose Gewalt“ auf den US-amerikanischen Straßen. Viele
verurteilen diese Gewalt und werben für „friedliche“ Proteste.
Wenn man die Proteste genau betrachtet, fällt auf, dass der größte
Teil der Gewalt aus
den Repressionen durch den US-amerikanischen Staat besteht,
auf die ein großer
Teil der Gewalt durch Demonstrant_Innen erst
eine
Reaktion ist.
Sowieso stehen kleine Plünderungen oder Vandalismus in keiner
Relation zur tagtäglichen Gewalt des Staates und des
kapitalistischen Systems und wir sollten es als legitimen Ausdruck
von Wut und Verzweiflung nicht moralisch verurteilen. Und nicht jede
Gewalt dort ist sinnlos. Beispiele sind die Angriffe auf die
Polizeiwache oder koloniale Denkmäler. Wir wollen aber über die
individuellen und oftmals ziellosen Aktionen hinaus und stattdessen
demokratisch wähl- und abwählbare, bewaffnete
(Selbstverteidigungs-)Milizen aus Arbeiter_Innen, Schwarzen
und anderen in der bürgerlichen Gesellschaft unterdrückten Gruppen
aufbauen, um dabei eine rechenschaftspflichtige und taktische Kraft
zu kreieren. Dafür sind die existierenden Ansätze von
Selbstverwaltung und massenhafter Militanz gute Möglichkeiten.

Doch um sich effektiv gegen die Gefahr der Zerschlagung durch Staat und
faschistische Milizen zu wehren und die oben besprochene kapitalistische
Grundlage  des  Rassismus‘  zu  überwinden,  braucht  es  auch  eine  klare
antikapitalistische  Perspektive,  also  auch  die  klare  Ablehnung  des
bürgerlichen  Staates  an  sich.  Stattdessen  setzen  bislang  viele
Demonstrant_Innen auf Reformen innerhalb von Polizei und Justiz, die aber
zu  kritisieren  sind.  Reformen  können  erstens  immer  wieder  abgeschafft
werden und zweitens greifen sie die objektive Grundlage, den Privatbesitz an
den Produktionsmitteln und eine Wirtschaft, die auf Tausch und Leistung



beruht (Kapitalismus), nicht an. Die kürzlich vorgebrachten Reformpakete
sowohl von den Demokrat_Innen aber erst recht von den Republikaner_Innen
sind mehr als unzureichend und sind eher Kaschierung des Problems, indem
sie meinen, das Problem sei die Praxis des Würgegriffs an sich und ist sie
erstmal eingeschränkt, sei es halb so wild.

Es
gibt jedoch auch Teile der Bewegung, die sehr wohl offen die Polizei
und den Staat zerschlagen wollen und diese müssen dafür nun ein
klares Bild zeichnen, wie das geht: Wir brauchen eine Bewegung, die
sich auf weitere Teile der Gesellschaft und damit auch auf weitere
Themen ausbreitet, sodass ein Kampf aller Unterdrückten unter
Führung der Arbeiter_Innen gegen die Krise und das gesamte System
geführt wird. Forderungen wie bedingungsloses Recht auf Wohnraum,
Krankenversorgung, Arbeit und kollektiven Selbstschutz müssen
aufgestellt werden und größere Organisationen wie Gewerkschaften
und progressive Bewegungen offen dazu aufgerufen werden, sich an den
Kämpfen zu beteiligen. Darum braucht es auch eine solidarisch und
zielstrebig geführte Debatte innerhalb der BLM-Bewegung, die sich in
einer demokratischen Konferenz konstituiert und damit wehrhafter und
taktischer vorgehen kann und es einen Raum gibt, in dem sich die
wirklich radikalen Forderungen beweisen können. Mit einer größeren
gesellschaftlichen Basis sind neben Demonstrationen auch weitere
massenhaften Widerstandsformen wie der politische Streik oder
Betriebsbesetzungen verteidigt durch die demokratischen
Selbstverteidungsstruktuen möglich, mit denen man die herrschende
Klasse dazu zwingen kann, unsere bitternötigen Forderungen
umzusetzen und eben Platz zu machen für eine antirassistische,
solidarische und soziale Gesellschaft!

Daher
treten wir ein für:

Aufbau
von demokratisch
kontrollierten antirassistischen Milizen



aus Arbeiter_Innen, Schwarzen
und anderen in der bürgerlichen Gesellschaft unterdrückten Gruppen
gegen Rassist_Innen und Faschist_Innen auf der Straße ob
mit oder ohne Uniform!
Wahl
von Volkstribunalen, um kein Vertrauen in bürgerliche Gerichte
setzten zu müssen
Die
Gewerkschaften sollen sich der Bewegung anschließen! Setzt die
reformistischen Führungen unter Druck! Gegen
die Spaltung von weißen und nichtweißen Arbeiter_Innen, für einen
gemeinsamen Mindestlohn!
Verankert
die Bewegung mit demokratischen Komitees in
den Stadtteilen, Betrieben, Universitäten, Schulen, verbindet
den Kampf auf den
Straßen mit einer sozialistischen Perspektive!
Aufbau
einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei in den USA, die sich
international vernetzt, und mit einem klaren revolutionären
Programm an die Spitze der Bewegung stellt

Internationale
Solidarität uns
Vernetzung von
antirassistischen
und antikapitalistischen Massenbewegungen!



Betrachtet: Zwei Halbkolonien
Leila Cheng

Teil 2: Bolivien (Stand Mitte September 2020)

Wie sind die Auswirkungen von Pandemie und Wirtschaftskrise?

Vor der Covid19 Pandemie hatte Bolivien (bis auf einen Einbruch
2019) ein konstantes Wirtschaftswachstum von knapp über 4 %. Für
dieses Jahr erwartet der IWF einen Einbruch von knapp 5,9%.
Durch  Corona  hat  die  Arbeitslosigkeit  massiv  zugenommen
(perspektivisch bis zu 8%).
Der Sturz von Evo Morales wurde maßgeblich von der US-Bourgeosie
vorangetrieben,  um  uneingeschränkten  Zugriff  auf  bolivianische
Ressourcen  wie  zB.  Lithium  zu  bekommen
Aktuell nehmen die ausländischen Investitionen insgesamt ab, nicht
zuletzt  wegen  Verstaatlichungen  im  Bergbau.  Derzeit  investiert
jedoch vor  allem China in  bolivianische Infrastrukturprojekte  und
baut konsequent seinen Einfluss in Südamerika aus
Während  Umfragen  derzeit  den  MAS-Kandidaten  (Movimiento  al
socialismo) und früheren Wirtschaftsminister Luis Arce in Führung
sehen, geht es der Übergangsregierung darum, Zeit zu schinden und
länger an der Macht zu bleiben.

Welche Proteste gibt es?

Anlass  der  Proteste:  Beschluss  des  Obersten  Wahlgerichts,  die
Neuwahlen,  angeblich  wegen  der  Pandemie  ein  weiteres  Mal  zu
verschieben (von Mai auf Mitte Oktober).
Hauptforderung:  Durchführung  der  Wahl  wie  ursprünglich
vorgesehen  am  6.  September  ,  Rücktrittsforderung  gegen  Añez
(Präsidentin der Putschregierung).
Der  Dialog  zwischen  dem  Obersten  Wahlgericht  und  den
Gewerkschaften scheiterte.
Dutzende  Blockaden  haben  mehrere  Städte  von  der  Versorgung
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abgeschnitten.  An  einigen  Orten  geht  der  Kraftstoff  aus,  das
Trinkwasser wird knapp und die Lebensmittelpreise steigen immer
weiter.  Die  medizinische  Versorgung  ist  an  manchen  Orten
gefährdet. So muss die Armee dringend benötigten Sauerstoff für die
Behandlung von Corona-Patienten auf dem Luftweg transportieren.
Der vergangene Generalstreik zeigte seine Wirkung und setzte die
Regierung  zunehmend  unter  Druck.  Rechte  und  kleinbürgerlich
geprägte  „Bürgerkomitees“  stellten  sich  den  Bauern  und
Gewerkschaftern entgegen, um deren Blockaden zu verhindern.
Die Putschregierung hat ein härteres Vorgehen angekündigt und mit
dem Einsatz „aller Mittel“ gedroht, um die Blockaden aufzulösen.

Wie können sie erfolgreich sein?

Ein
Generalstreik für eine demokratische Wahl Anfang September muss
mit
sozialen Forderungen verbunden werden. Nicht nur die Regierung
und
der US-Imperialismus sind schuld am Elend der Bevölkerung. Das
Wirtschaftssystem muss als objektive Grundlage für
Unterdrückung verstanden werden. Statt
einer bestenfalls reformistische Regierung der MAS (Bewegung zum
Sozialismus), die durch teilweise Verstaatlichung und Investitionen
in  Gesundheit  und  Bildungswesen  die  Lage  nur  kurzfristig
verbessert,
braucht es eine revolutionäre
antikapitalistische Bewegung, die auch die inländische Bourgeoisie
enteignet und sich dem Einfluss des US-Imperialismus widersetzt.

Diese
Errungenschaften müssten langfristig gegen die politischen
Interventionen und die wirtschaftlichen Sanktionen aus den USA
verteidigt werden. Die Revolution muss auf
die umliegenden Länder
Südamerikas (z.B. nach Chile).



Die
MAS als führende Kraft muss revolutionäre Forderungen aufwerfen
und  die  Gewerkschaften  unter  Druck  setzen,  sich  ihnen
anzuschließen,
statt weiterhin mit der Putschregierung verhandeln.

Um
den Generalstreik konsequent weiterführen zu können, sollten
„Volxküchen“ und Praxen zur Gewährleistung der Ernährung und
Gesundheit der Bevölkerung eingerichtet werden.

Außerdem
sollten alle proletarischen Kräfte in Anbetracht der zu erwartenden
und bereits geschehenden Angriffe des Staates und faschistischer
Milizen bewaffnete Arbeiter_Innen und Bäuer_Innenmilizen gründen.

Betrachtet: Zwei Halbkolonien
Leila Cheng

Teil 1: Belarus (Stand Mitte September 2020)

Wie sind die Auswirkungen von Pandemie und Wirtschaftskrise?

In  den  letzten  Jahren  wurden  viele  arbeiter_Innenfeindliche
Maßnahmen  und  Gesetze  beschlossen.  Zum  Beispiel  müssen
Arbeitslose  Sondersteuern  zahlen,  unbefristete  Verträge  in
Staatsbetrieben  wurden  in  befristete  umgewandelt,  Kürzungen  in
Gesundheits-  und  Bildungswesen  durchgeführt  und  das
Renteneintrittsalter erhöht. So konnten die Kosten der Krise auf die
Arbeiter_Innen abgeladen werden.
Die  diktatorische Einzelherrschaft  Lukaschenkows (Präsident)  und
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konsequente  Wahlfälschungen  stechen  Oppositionskanditat_Innen
seit  jeher  aus.
Die  Coronapandemie  wurde  von  Lukaschenkow  als  vermeintliche
„Psychose“ abgetan. Dabei hatte er selbst Corona und inszenierte
sich als Musterpatient für einen unkritischen Krankheitsverlauf.
Das Thema spielt aber aufgrund offiziell niedriger Fallzahlen jedoch
eine eher untergeordnete Rolle.

Warum ist das so?

Nach dem Zerfall der Sowjetunion wurde Belarus im Gegensatz zu
vielen  anderen  ehemaligen  Ostblockstaaten  nicht  neoliberal
umgestaltet.  Eine  Kaste  aus  ehemaligen  Sowjetbürokrat_Innen
herrschte  deshalb  weiter  (verwalten  jetzt  kapitalistische
Unternehmen,  staatlicher  Sektor  hat  noch  50  Prozent  am  BiP).
Lukaschenkow selbst  ist  seit  1994  an  der  Macht  und  hat  schon
mehrfach Oppositionelle ermorden lassen.
Somit steht Belarus in ständiger Abhängigkeit und in der Konkurrenz
zwischen dem russischen und westeuropäischen Imperialismus.
Hinzu  kommt  eine  starke  Auslandsverschuldung  in  den  letzten
Jahren,  eine  Währungskrise  und die  Abhängigkeit  von  russischen
Subventionen.

Welche Proteste gibt es?

Massendemonstrationen  (100.000  Menschen  in  der  Hauptstadt
Minsk)  im  ganzen  Land  werden  gewaltsam  unterdrückt.  Ebenso
fanden  große  Arbeiter_Innenstreiks  z.  B.  in  der  Metall  -,
A u t o i n d u s t r i e  s o w i e  i n  d e r  M e t r o  u n d  i n
Telekommunikationsunternehmen  statt.
Hauptforderung  ist  die  Offenlegung  der  Wahlfälschung.
Oppositionskandidatin Swetlana Ziachanouskaja soll  die Nachfolge
Lukaschenkows antreten. Daneben wird ein Ende der Misshandlung
von Gefangenen und der Gewalt gegen friedliche Demonstrant_Innen
auf den Straßen gefordert.
Lukaschenkow  bezeichnet  die  Bewegung  als  Farbenrevolution



(revolutionäre Bewegung, die von den USA gestützt, finanziert oder
sogar unterwandert wird, weil sie deren Interessen dient). Das kann
man der Bewegung zwar nicht vorwerfen, jedoch dominieren darin
tatsächlich die bürgerlichen, neoliberalen Kräfte die Proteste.
Die  ins  Ausland  geflohene  Oppositionskandidatin  fordert  einen
nationalen Koordinierungsrat mit allen Kräften der Opposition, um
den alten Machtapparat abzulösen

Wie können die Kämpfe erfolgreich sein?

Es
braucht eine revolutionäre Massenbewegung mit proletarischer
Ausrichtung, die nicht auf die Bürgerlichen vertraut. Mit ihnen
wird die Bewegung nur zum Ausverkauf des Landes führen. Das wird
die Klassengegensätze verschärfen, selbst wenn die Abhängigkeit
vom russischen Imperialismus schwindet, wird sich die Halbkolonie
dem EU-Imperialismus unterordnen müssen.

Doch
um  das  zu  erreichen,  muss  sich  die  Arbeiter_Innenklasse  eine
Führung
schaffen, die das Mittel des Streiks bis hin zum Generalstreik
anwendet, und Massen von Arbeiter_Innen in allen Sektoren
organisiert. Diese Führung muss jederzeit von den Arbeiter_Innen
wähl- und abwählbar sein und darf keine wirtschaftlichen
Privilegien genießen

Wichtig
ist es dafür, sich in den noch aus der Sowjetunion existierenden
Kolchosen (Genossenschaften), den Betrieben und den
Arbeiter_Innenvierteln zu organisieren und diese auch gegen Polizei
und Militär zu bewaffnen. Diese müssen im
G e g e n z u g  e n t w a f f n e t  u n d  d u r c h  d e m o k r a t i s c h e
Arbeiter_Innenmilizen
ersetzt werden.

Darüber



hinaus fordern wir alle progressiven Kräfte in den umliegenden
Ländern Osteuropas und weltweit dazu auf, ihre Kämpfe miteinander
zu verbinden. Gemeinsam mit dem russischen Proletariat kann diese
Bewegung  gegen  den  imperialistischen  Einfluss  Russlands  und
zugleich
auch gegen die neoliberale Restauration kämpfen. Im
Sturz des russischen Imperialismus läge die Chance ein
sozialistisches System in Belarus und in ganz Osteuropa zu schaffen.

Teil 2 morgen: Bolivien

Die  2.  Corona-Welle  und  ihre
Leugner_Innen
Sani Maier, Anfang September 2020

Auch  wenn  mittlerweile  in  Europa  die  meisten  Lockdown-Maßnahmen
aufgehoben wurden, lassen die internationalen Infektionszahlen leider wenig
Raum für Hoffnung auf ein Ende der Corona-Pandemie. Die Epizentren sind
nun nicht mehr Italien oder China, sondern vor allem die USA, Brasilien,
Indien und Russland. Doch auch in Deutschland sind die Infektionszahlen
wieder auf einem Höchststand, wie zuletzt im Mai diesen Jahres. Während
viele noch über die Wahrscheinlichkeit einer zweiten Welle diskutieren, geht
der Ärzteverband Marburger Bund davon aus, dass uns diese bereits erreicht
hat,  wenn auch mit  einem flacheren Anstieg als  die  erste Welle.  Zudem
haben die Zahlen aufgrund erhöhter Testvolumen eine andere Aussage als
noch im Mai.

Die Schulen und Kitas sind wieder vollständig geöffnet und der Alltag der
meisten Menschen in Deutschland verläuft weitestgehend wieder regulär.
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Dies ist vorrangig aber kein Ergebnis sinkender Infektionszahlen, sondern
wesentlich  wirtschaftlich  motiviert.  Da  bspw.  nun  wieder  alle  Kinder
vormittags betreut werden und nicht mehr von zuhause aus lernen, können
die Eltern auch wieder regulär zur Arbeit gehen. Da es vor allem in Schulen
fast  unmöglich  ist,  in  Klassenräumen  mit  30  Personen  Abstandsregeln
einzuhalten,  überraschte  es  wenig,  dass  bereits  nach  wenigen  Wochen
Dutzende Schulen Infektionen verzeichneten.

Was den Impfstoff angeht: Die Suche danach läuft, doch dabei gibt es kaum
internationale Zusammenarbeit. Durch den Konkurrenzdruck versucht jedes
Land, als erstes einen Impfstoff zu entwickeln, um diesen dann möglichst
profitbringend an andere verkaufen zu können. Auch werden immer noch
keine  flächendeckenden  Tests  bereitgestellt,  sodass  auch  unter
Reiserückkehrer_Innen  nicht  mal  alle  diejenigen  automatisch  kostenlose
Tests erhalten, die per Flugzeug einreisen. Einen kostenlosen Test bekommt
man  nur,  wenn  man  aus  einem  Risikogebiet  (mit  sehr  hohen
Infektionszahlen)  mit  dem Flugzeug  einreist.  Wer  mit  meist  günstigeren
Alternativen wie Bahn, Bus oder Auto reist, muss sich selbst um einen Test
kümmern, welcher normalerweise nur bei bereits vorhandenen Symptomen
bereitgestellt  wird.  Keinen  Test  zu  bekommen  heißt  zwei  Wochen
Quarantäne.

Auch  alle  Teile  der  Arbeiter_Innenklasse,  welche  nicht  im  Home  Office
arbeiten können und nun wieder zurück in ihre Betriebe müssen, erhalten
keinen ausreichenden Schutz vor Infektionen am Arbeitsplatz, wie vor allem
die gravierenden Missstände bei Amazon, Tönnies & Co. gezeigt haben.
Und  obwohl  das  alles  für  die  meisten  Menschen  weitestgehend  eine
Rückkehr zur Normalität bedeutet, sehen sich manche Teile der Gesellschaft
massiv  bedroht  durch  die  verbleibenden  Maßnahmen  wie  z.B.  die
Maskenpflicht in öffentlichen Verkehrsmitteln und Läden. Die sogenannten
„Corona-Leugner_Innen“ gingen in Berlin zu Tausenden auf die Straße und
auch  internationale  Regierungschefs  wie  der  brasilianische  Präsident
Bolsonaro spielen die Existenz des Corona-Virus herunter und leugneten es
(und das obwohl Bolsonaro selber Corona hatte) und fordern eine Aufhebung
aller Infektionsschutz-Maßnahmen.



Wer sind die „Corona-Leugner_Innen“?

Berlin,  1.  August  2020:  20-  30.  000  Menschen  aus  ganz  Deutschland
demonstrieren  im  Rahmen  der  sogenannten  „Tag  der  Freiheit“-
Demonstration gegen die Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus
und auch am 29. August gingen wieder 40.000 Menschen auf die Straße und
versuchten  sogar,  den  Bundestag  zu  stürmen.  Sie  stehen  der  Thematik
entweder skeptisch gegenüber oder leugnen sogar die Existenz des Virus.

Die Organisation wurde vor allem von rechen Kräften getragen und unter
den  Teilnehmer_Innen  fanden  sich  Personen  aus  den  Kreisen  der  NPD,
Identitären  Bewegung,  Reichsbürger_Innen,  aber  auch  sogenannte
Verschwörungstheoretiker_Innen  &  Impfgegner_Innen.  Auch  wenn  diese
Kräfte die Bewegung immer mehr unterwandern, repräsentieren sie nicht die
Mehrheit der Teilnehmenden. Diese setzt sich vielmehr aus Skeptiker_Innen
und  Esoteriker_Innen,  die  den  Einschränkungen  ihres  Alltags  kritisch
gegenüberstehen  und  kleinbürgerlichen  Schichten  zusammen.  Letztere
sehen  sich  vor  allem durch  die  wirtschaftlichen  Einbrüche  vom Abstieg
bedroht und fordern deshalb eine vollständige wirtschaftliche Öffnung, ohne
Rücksicht auf die gesundheitlichen Risiken für die arbeitende Bevölkerung.
Zu diesem Zwecke verharmlosen sie den Virus als eine Grippewelle oder
bezeichnen ihn als bloße Erfindung von „Machteliten“ wie Bill Gates & Co.

DieDass  viele  Teile  der  Bevölkerung  in  Anbetracht  einer  kommenden
Wirtschaftskrise nun um ihre Existenz bangen, ist dabei nicht verwunderlich
oder verwerflich. Allerdings muss das Erstarken rechter Theorien in diesem
Zuge als Ergebnis des internationalen Rechtsrucks gesehen werden, auf den
die Linke nachhaltig keine klare Antwort zu geben weiß. Es wurde versäumt,
eine  Antikrisenbewegung  aufzubauen,  die  den  sozialen  Ängsten  der
Menschen eine antikapitalistische Perspektive aufzeigen kann. Stattdessen
haben  es  rechte,  irrationale  Verschwörungstheorien  geschafft,  diese
Verunsicherung für sich zu nutzen.  Gerade das Kleinbürger_Innentum ist
aufgrund  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  besonders  anfällig  für  einen
solchen  Irrat ional ismus.  Als  Klasse  steht  es  zwischen  der
Arbeiter_Innenklasse  und  der  Bourgeoisie,  befindet  sich  also  nicht  in
klassischen  Lohnarbeitsverhältnissen,  besitzt  aber  auch  zu  wenige



Produktionsmittel und nicht genug Kapital,  um dieses gewinnbringend zu
reinvestieren und somit zu vermehren. Dadurch ist es ständig bestrebt, in die
höhere Klasse aufzusteigen, aber auch gleichzeitig vom sozialen Abstieg in
die Arbeiter_Innenklasse bedroht, was zu einem schwankenden Charakter
des  Bewusstseins  führt.  Somit  suchen  Kleinbürger_Innen  vor  allem  in
Krisenzeiten nach verkürzten Antworten auf ihre Abstiegsängste, um ihre
Position zu erhalten und hetzen z.B. gegen einzelne Monopolkapitalist_Innen
wie Gates, da sie sich akut bedroht sehen von ihnen wirtschaftlich zermalmt
zu werden.

Welche Perspektive braucht es?

Wir dürfen nicht zulassen, dass eine Mischung aus wissenschaftsfeindlichen
Verschwörungstheorien und rechter Hetze die einzige Antwort auf die Angst
vor der kommenden Wirtschaftskrise bleibt. Es gibt eine notwendige Kritik
an  der  Bundesregierung  und  ihren  Corona-Maßnahmen.  Es  ist  unsere
Aufgabe,  eine  Antikrisenbewegung  aufzubauen,  die  eine  klare
antikapitalistische  Perspektive  gegen  Massenentlassungen  und  soziale
Kürzungen eröffnet, ohne dabei das Gesundheitsrisiko für die Bevölkerung zu
vernachlässigen.

Dafür  braucht  es  den  Aufbau  eines  Antikrisenbündnisses,  das  die  Frage
aufwirft,  wer  für  die  Krise  zahlen  soll  &  soziale  Kämpfe  miteinander
verbindet.  Dazu  zählen  vor  allem  Bewegungen  wie  Black  Lives  Matter,
Fridays for Future, Enteignungskampagnen für bezahlbaren Wohnraum oder
auch die Arbeitskämpfe im Care Sektor, welche vor allem in Pandemiezeiten
unverzichtbar sind. In diesem Zuge fordern wir unter anderem den Kampf
gegen  alle  Entlassungen,  die  Fortzahlung  der  vollen  Löhne  und
Transferleistungen,  die  Vergesellschaftung  des  Gesundheitssystems  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  und  eine  international  koordinierte
Impfstoffforschung.  Um  dies  durchzusetzen,  müssen  wir  den  Druck  auf
Gewerkschaften und Arbeiter_Innenparteien wie die SPD und Linke erhöhen,
ihre Burgfriedenspolitik mit  dem Kapital  endlich zu beenden und für die
Interessen der Arbeiter_Innenklasse einzutreten.

Dabei  muss  uns  auch  gleichzeitig  die  Frage  beschäftigen,  wie  man  die



Bevölkerung weiterhin effektiv vor Neuinfektionen schützen kann. Dabei ist
Arbeiter_Innenkontrolle das entscheidende Stichwort: Sie müssen diejenigen
sein,  die  entscheiden,  welche  Bereiche  der  Wirtschaft  wirklich
systemrelevant sind und welche Betriebe im Falle einer Notwendigkeit eines
zweiten  Lockdowns  geschlossen  werden  können.  Weiterhin  müssen  die
Arbeiter_Innen,  die  weiterarbeiten,  selbst  entscheiden  können,  welche
Maßnahmen an ihrem Arbeitsplatz notwendig sind, um für ihre Sicherheit zu
garantieren: Bedarf an Schutzkleidung, Desinfektionsmittel, Masken, etc.

Die  Krise  darf  weder  auf  die  Arbeiter_Innenklasse  noch  auf  einfache
Kleinbürger_Innen abgewälzt werden! Massive Besteuerung auf die Profite
der  Banken  und  Industrien!  Enteignung  falls  Betriebe  schließen  oder
massenhaft  entlassen!

Moria:  Der  Ruß  an  unseren
Händen?
Jaqueline Katherina Singh

12 000 Menschen ohne ein Dach über den Kopf, auf eine Autobahn gepfercht.
Essenslieferungen, Getränke, medizinische Versorgung – all das gibt es nur
spärlich und wird auch aktiv von der Polizei blockiert. Proteste und Versuche
nach Mytilini,  die  nächste  Stadt  zu  kommen,  werden jedoch seitens  der
Polizei mit Tränengas beantwortet, während nebenbei rechte Bürgerwehren
die Menschen angreifen. Was sich nach einem Katastrophenfim anhört ist
nur ein paar tausend Kilometer weit weg schmerzhafte Realität seit dem am
Mittwoch,  dem 9.  September  ein  Feuer  auf  Lesbos  ausbrach und Moria
vollkommen zerstörte.

Seit Jahren werden auf den griechischen Inseln Geflüchtete festgehalten und
in  menschenunwürdigen  Zuständen  zusammengepfercht.  Moria  selbstist
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eherein Gefangenenlager, das in dieser Form auf den EU-Türkei-Deal von
2016  zurückgeht.  Es  wurde  ursprünglich  für  2.800  Menschen  gebaut,
während im regulären Camp mehr als 12 000 Menschen lebten. Dabei ist
herauszuheben, dass das Lager nur eines von vielen ist.  Es ist also kein
einzelner Schandfleck, sondern Teil einer Gesamtkonzeption.

Der  Brand  raubte  den  Menschen,  die  eh  nicht  viel  hatten,  ihr  letztes
bisschen. Man könnte meinen, dass dieses Problem schnell zu lösen wäre.
Schließlich wurden ja  die  gestrandeten Urlauber_Innen beim Anfang der
Corona-Krise mehr oder weniger schnell wieder ins Land geholt. Schließlich
wurde ja beim Brand der Kuppel des Norte Dame innerhalb weniger Stunden
Millionen Euro gesammelt. Doch auch wenn es schnell möglich wäre, diesen
Menschen eine Perspektive zu geben, sieht die Realität aktuell anders aus.
Aktuell wird gegen den Willen der Geflüchteten ein neues Lager errichtet.
Deswegen müssen wir uns fragen: Wie konnte es so weit kommen?

Wer
trägt die Verantwortung? 

Schuld sind nicht nur einzelne Poliker wie Horst Seehofer oder Sebastian
Kurz. Die aktuelle Lage ist auch Ausdruck eines internationalen Rechtsrucks,
den wir seit 2016 auch in Deutschland zu spüren bekommen. Im Zuge der
Krise 2007/08 hat sich die Konkurrenz unter den Kaptialist_Innen verschärft.
Viele Unternehmen sind pleite gegangen, gerettet wurden zuerst die Global
Players der imperialistischen Staaten.  Das führte dazu, dass ein Teil  der
Kapitalist_Innen (besonders kleinere, nationale Unternehmen und der sog.
Mittelstand) vom Abstieg bedroht ist.  Getrieben davon fingen sie an laut
herumzubrül len:  Protekt ionismus,  Nationalchauvinismus,
Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente um die eigene Stellung zu
versuchen zu schützen.Sie wollen vor internationale Konkurrenz geschützt
werden – zugleich aber auch am Weltmarkt punkten, wenn sie dazu fähig
sind.

Da es an klarer linker Perspektive fehlte, die die Probleme, die durch die
Krise  entstanden  sind  abwehrte  und  da  die  Gewerkschaften,  die
Sozialdemokratie und auch große Teile der Europäischen Linksparteien auf



Klassenkollaboration, statt auf Klassenkampf setzen, schafften sie es mittels
rassistischer  Rhetorik  nicht  nur  das  KleinbürgerInnentum  und
Mittelschichten, sondern auch Teile der Arbeiter_Innenklasse anzusprechen
und Druck auf die etablierten Parteien auszuüben. Auch wenn sich das erst
mal  sehr abstrakt  liest,  ist  dies  wichtig zu verstehen.  Der internationale
Rechtsruck beeinflusst das Kräfteverhältnis insgesamt. So sind Seehofer und
Kurz wahrscheinlich sehr unangenehme Menschen, aber die Politik, die sie
betreiben ist Ausdruck einer konkreten politischen Entwicklung und eines
Kräfteverhältnis. Deswegen löst der Rücktritt Einzelner somit das Problem
nicht auf.

Shame on you, EU?!

Der Rechtsruck machte auch vor den einzelnen Mitgliedsstaaten nicht halt.
Insbesondere  die  Migrationspolitik  verursachte  Risse  in  der  angeblichen
Solidargemeinschaft.  Vielmehr  blockierten  sich  die  einzelnen  Nationen
gegenseitig und das einzige, auf dass sich geeinigt werden konnte war, sich
nicht  zu  einigen  und  Hilfe  zu  unterlassen.  So  fiel  nach  und  nach  die
Seenotrettung  weg,  diverse  Abkommen  wie  der  EU-Türkei-Deal  wurden
geschlossen,  damit  weniger  Menschen überhaupt  in  die  Festung Europa
kommen.

Doch  bei  all  dem  muss  man  sich  fragen,  welche  Rolle  der  deutsche
Imperialismus dabei  spielt.  Anfangs  schien es  so,  dass  Deutschland eine
fortschrittliche  Rolle  innerhalb  Europäischen  Union  einnahm.  Als  Angela
Merkel 2015eine Abriegelung der Grenzen ablehnte trat, war dies kein Akt
jedoch Nächstenliebe.Sie gab weigerte sich zum einen Hunderttausende, die
die  Grenzen  der  EU  zeitweillig  durchbrochen  hatten,  mit  extremen
polizeilichen und militärischen Mitteln zu stoppen. Sie gab andererseits auch
der Welle der Solidarität nach, die viele in Europa mit den Geflüchteten zum
Ausdruck brachten. Hunderttausende empfinden damals Geflüchtete an den
Bahnhöfen, vielen wollten sie in ihren Wohnungen auf nehmen, was jedoch
staatlicherseits verhindert wurde.

Zudem  lage  dem  Kurs  von  Merkels  auch  ein  wirtschaftliches  Kalkül
zugrunde.  Der  deutsche  Imperialismus  bezieht  seine  Stärke  nämlich  aus



Exporten, der Zoll- und kontrollfreie Raum der Europäischen Union ist ein
wichtiger Stützpfeiler ohne die nicht die gleiche Wirtschaftsleistung erbracht
werden kann. Die „Wir schaffen das Mentalität“ war ebenso nur möglich, da 
Deutschland,  anders  als  viele  Länder,  besser  aus  der  Finanzkrise
herausgekommen  und  hatte  somit  einen  größeren  Spielraum  den
sogenannten  „Sozialstaat“  auch  für  andere  teilweise  zu  öffnen.  Gerade
letztere Position sorgte in der EU für viel Streit und Uneinigkeit, hielt sich
aber nicht lange. Denn der bereits beschriebene Rechtsruck fand auch in
Deutschland statt. So wurde aus „Wir schaffen das.“ ein „Genug getan, wir
schaffen es Niemanden hier rein zu lassen.“ Das, was in Moria passiert ist, ist
somit eine bewusste Entscheidung der deutschen Regierung und bewusst in
der Verantwortung der CDU/CSU, sowie der SPD. Man kann auch sagen:
Während die AfD hetzte, machte die Große Koalition die Gesetze. Und alle
trugen sie mit.

Und nun?

Nun will Niemand mehr unnötige Kosten ausgeben. Denn als nichts anderes
werden  die  Menschen  auf  den  griechischen  Inseln  gesehen.  Kosten,  die
vermieden werden müssen und so kann man sich auf das einigen, was 2017
noch für eine große Diskussion innerhalb der CDU sorgte: das erste offizielle
Auffanglager der EU. Ein anderes Wort dafür ist Gefängnis. So schrieb‘ die
SZ  in  ihrem  Artikel  „Blaupause  für  die  europäische  Migrationspolitik“:
„Seehofer  hat  bereits  früher  eingeräumt,  dass  der  Aufenthalt  in  diesen
Lagern  nicht  zwingend  ein  freiwilliger  sein  wird.  Weiterwanderung
Geflüchteter  durch  Europa,  wie  sie  derzeit  üblich  ist,  soll  unbedingt
vermieden werden.“ Kurz um: Moria soll das erste gemeinsame Auffanglager
werden, wo Menschen gegen ihren Willen festgehalten, wenn sie nicht in ihre
Herkunftsländer wieder abgeschoben werden können.Nebenbei werden die
Maßnahmen  an  den  Außengrenzen  verschär f t ,  ebenso  d ie
Asylgesetzgebungen der Mitgliedstaaten. Die Festung Europa rüstet also auf.

Eigentlich geht es aber auch darum, die aktuelle Krise dafür zu nutzen, dass
in  Zukunft  Lager  und  eine  „kontrollierte“  Einreise  und  Aufnahme  von
Geflüchteten möglichst schon außerhalb der EU, in der Türkei oder in den
Ländern Nord- und Zentralafrikas stattfinden soll. Damit gibt die EU jede



Verantwortung für die Unterbringung der Geflüchteten ab, hebelt faktisch
das Recht aus Aysl weiter aus und erklärt alle Geflüchteten, die sich nicht
außerhalb der EU bei „Migrationszentren“ melden, für illegal.

Was macht die Linke?

Die Antwort  ist  einfach:  hilflos  zuschauen.  Spontan gingen am Mittwoch
Abend im Bundesgebiet mehrere 10 000 Leute auf die Straße. Seit Monaten
gibt es mehrere Gemeinden und Kommunen, die sich für die Aufnahme von
Geflüchteten  aussprechen.  All  das  sind  kleine  Signale,  dass  es  noch
Menschen gibt, die sich gegen den Rechtsruck stellen. Doch diese spontanen
Ausbrüche helfen in der Situation nur bedingt weiter. Zwar ist es gut, dass es
sie  gibt,  aber  wenn  man  erfolgreich  alle  12  000  Menschen  evakuieren
möchte, braucht es klare Forderungen und einen Plan, wie man aus der
Defensive  in  der  wir  uns  befinden,  herauskommt.  Vor  allem wenn  man
längerfristig die Festung Europa einreißen will.

Fehlerhafte
Politik

Was also tun? Auch wenn es Manchen falsch vorkommt, Jene zu kritisieren,
die abstrakt für das gleiche Ziel kämpfen, so müssen wir an dieser Stelle
offen  Kritik  üben  und  gemeinsam  diskutieren.  Denn  dass  Menschen
verbrannt sind, während andere nun hungern, ist nicht nur die Schuld von
Horst  Seehofer,  sondern  auch  Ergebnis  der  Politik  Gewerkschaften  und
reformistischen  Parteien.  Diese  beteiligten  sich  zwar  formal  an
unterschiedlichen  Bündnissen,  verweigerten  sich  aber  konsequenter
antirassistischer Politik. Statt mit der Großen Koalition zu brechen, setzte die
SPD  die  rassistischen  Asylgesetzverschärfungen  mit  um.  Statt  dies  zu
kritisieren,  die  Geflüchteten  in  die  eigenen  Reihen  aufzunehmen  und
gemeinsam  für  Verbesserungen  der  gesamten  Arbeiter_Innenklasse  zu
kämpfen, setzten die Gewerkschaften auf leere Phrasen und Standortpolitik.
Der Linkspartei hingegen fehlte eine Taktik, diese beiden herauszufordern
und offen zu kritisieren und verlor sich stattdessen in eigene Grabenkämpfe
und Einzelprojekte. Dies trug maßgeblich damit bei, dass sich die Positionen
der AfD in Teilen der Arbeiter_Innenklasse mehr Gehör fanden.



Wir müssen aber auch die Politik der Radikalen Linken kritisch betrachten.
Dabei  geht  es  an dieser  Stelle  weniger  um Schuldzuweisungen,  sondern
mehr darum eine Debatte anzustoßen und aus den Fehlern zu lernen. Nur so
können wir perspektivisch erfolgreich sein. Was wurde also gemacht?  Seit
2014 gab es punktuell immer mal wieder große Demonstrationen, es gab
bundesweite Bündnisse gegen Rassismus -und zwar mehr als genug. Doch
statt  sich  gemeinsam  zu  koordinieren  und  konkret  um  Forderungen  zu
kämpfen, blieb es dabei dass jedes Spektrum sein eigene Suppe kocht. Die
schmeckt schließlich am besten. Doch was ist aus den Zielen geworden?
Aufstehen gegen Rassismus, das wohl größte Bündnis setzte sich zum Ziel
„rote  Haltelinien“  neu  zu  ziehen  und  die  Positionen  der  AfD  aus  der
Gesellschaft zu vertreiben mittels kleiner Multiplikator_Innen, sogenannter
Stammtischkämpfer_Innen.  Nationalismus  ist  keine  Alternative  wollte
blockieren,  Welcome2Stay hatte vor Strukturen von Supporter_Innen und
Geflüchteten zu vernetzen.

Doch  was  ist  geblieben?  Nicht  viel.  Die  Asylgesetzverschärfungen  sind
durchgekommen  und  die  Debatte  hat  sich  verschoben:  Statt  dafür  zu
kämpfen, dass Geflüchtete hier arbeiten gehen können, geht’s jetzt darum
Abschiebungen  zu  verhindern  und  dafür  zu  kämpfen,  dass  Menschen  in
Seenot überhaupt aufgenommen werden können. Was sind also die größten
Fehler?

Zusammengefasst  hätten  sich  die  bundesweiten  Bündnisse  koordinieren
müssen. Im Zuge der großen Mobilisierungen hätte es Basisarbeit an Orten
gebraucht, an denen wir uns alle Bewegung müssen (Schule, Uni, Betrieb)
um auch jene zu erreichen, die noch nicht überzeugt sind. Darüber hinaus
hätte es Druck gebraucht: auf die Regierung durch Demos, aber auch Streiks
und auf einzelne Organisationen der Arbeiter_Innenklasse wie beispielsweise
die Gewerkschaften.

Was
braucht es jetzt?

Statt zu hoffen, dass sich was ändert, müssen wir handeln. Auch wenn sich
viele in dieser Situation machtlos fühlen, auch wenn es so scheint, dass man



nichts  mehr  ändern  kann,  selbst  wenn  man  auf  Demos  geht  und  mit
Freund_Innen  diskutiert.  Solche  Momente  in  denen  sich  die  Situation
krisenhaft zuspitzt, müssen wir nutzen. Unmittelbar gilt es für die sofortige
Versorgung vor Ort, sowie die Evakuierung aller Geflüchteten auf Lesbos zu
kämpfen und sich nicht mit Kleinstbeträgen abspeisen zu lassen.

Doch wie kann man das durchsetzten? Trotz Corona bedarf es so schnell wie
möglich zentraler Aktionstage. In diesem Rahmen darf es dabei nicht nur um
die Demonstration an sich gehen. Diese ist vielmehr Anhaltspunkt um vor
Ort  in Schule, Uni und Betrieb Aktionskomitees zu gründen, die vor Ort
dafür mobilisieren mit Infoveranstaltungen, Vollversammlungen. Dies muss
man nutzen, nicht nur die Demonstration zu bewerben, sondern Diskussionen
zu starten, wo man bspw. über die Auswirkungen von Rassismus oder auch
Corona  vor  Ort  diskutieren  kann.  Damit  das  stattfindet,  muss  man  auf
Gewerkschaften und Linkspartei auffordern, sich nicht nur an einem Bündnis
zu  beteiligen,  sondern  offen  und  nachvollziehbar  alle  ihre  Mitglieder  zu
mobilisieren.  Besonders  Bewegungen  wie  Fridays  for  Future  oder  aber
Deutsche Wohnen & Co enteignen! müssten an dieser Stelle klar Stellung
beziehen und aktiv Druck ausüben.

Was muss man fordern?

Die sofortige Versorgung, sowie Evakuierung können nur durchgesetzt, wenn
wir auch eine gesellschaftliche Perspektive aufzeigen, die über Humanität
und  Moral  hinausgehen.  Als  Revolutionär_Innen  treten  wir  für  offene
Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für alle sein. Bewegungsfreiheit darf
kein Privileg in imperialistischen Ländern sein, sondern muss ein Recht für
die gesamte, internationale Arbeiter_Innenklasse sein. Auch müssen Linke
über die Forderung des Bleiberecht hinausgehen.Diese mag auf den ersten
Blick fortschrittlich klingen, jedoch sorgt diese dafür, dass Geflüchtet hier
lediglich geduldet werden. Staatsbürger_Innenrechte bedeuten jedoch, dass
sie  die  gleichen  Recht  haben,  dass  sie  auch  aktiver  Tei l  der
Arbeiter_Innenklasse  sein  können  und  hier  wählen,  arbeiten,  sich  frei
bewegen  können.

Darüber hinaus müssen wir  in  unseren Forderungen bestehende Kämpfe



verbinden. Wir sind gegen die Unterbringung in Lagern. Stattdessen bedarf
es  d i e  En te ignung  von  l ee r s tehenden  Wohnraum,  sow ie
Spekulationsobjekten, die die Mieten in die Höhe treiben. Der zusätzliche
Bau von Sozialwohnung sorgt ebenso dafür, dass der überteuerte Wohnraum
für  alle  Vergangenheit  wird.  Auch  müssen  wir  dafür  kämpfen,  dass  die
Geflüchteten in die Gewerkschaften aufgenommen werden und gemeinsam
für einen höheren Mindestlohn auf die Straße gehen. Dies kann direkt mit
den kommenden Kämpfen gegen Entlassungen kombiniert werden, denn statt
arbeitslos  zu  sein,  sollten  die  individuelle  Arbeitszeit  bei  vollem
Lohnausglech reduziert werden. Die Verbindung solcher Fragen schafft es
den Rechten den Wind aus den Segeln zu nehmen und bestehende Vorurteile
zu  beseitigen,  da  so  das  Interesse  der  gesamten  Arbeiter_Innenklasse
aufgezeigt  wird.  Um mehr  Schlagkraft  zu  erzeugen,  sollte  es  nicht  nur
individualisierte  Proteste  mit  unterschiedlichen  Forderungen  in
verschiedenen  Ländern  geben,  sondern  ein  auf  europäischer  Ebene
organisierter  Protest.

Mali:  Massenproteste  und  der
Putsch vom 18. August
Der  Putsch  in  Bamako  vom  18.  August  hat  den  Blick  auf  eine
Massenbewegung gelenkt, der bis dahin wenig Aufmerksamkeit zukam. Er
hat  auch  Reaktionen  der  in  Mali  involvierten  ausländischen
Interventionsmächte hervorgerufen, die die Anliegen dieser Bewegung bis
dahin für nicht beachtenswert gehalten haben.

Dem Putsch vorausgegangen ist seit Anfang Juni eine Massenbewegung, die
zehntausende  Menschen  in  der  Hauptstadt  Bamako  auf  die  Straßen
mobilisiert  hat.  Sie  forderte  den  Rücktritt  von  „IBK“,  dem  seit  2013
regierenden Präsidenten Ibrahim Boubacar  Keïta,  und die  Auflösung des
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Parlaments. Ein Auslöser der Proteste war eine umstrittene Entscheidung
des Verfassungsgerichts, das die Parlamentswahlen vom März 2020 in Teilen
für ungültig erklärt hatte und dadurch IBKs Partei ermöglicht hatte, ihre
Mehrheit  auszubauen.  Doch  die  Proteste  gründen  sich  auf  eine  weit
umfassendere  Krise.  Im  Zentrum  steht  dabei  eine  Welle  reaktionärer
ethnischer Gewaltverbrechen durch bewaffnete Gruppen und die Unfähigkeit
oder der Unwillen der Regierung, ihre Autorität im Land durchzusetzen. Eine
große Rolle spielt auch der neoliberale Niedergang des Landes durch eine
Reihe aufgezwungener Reformprogramme seit  den 1990er-Jahren, die die
Lebensgrundlage  eines  großen  Teils  der  ländlichen  Bevölkerung  bedroht
oder zerstört hat und mit der Verdrängung der traditionellen Landwirtschaft
durch modernes Agrobusiness einhergeht.

Die  Macht  im  Land  liegt  nun  in  den  Händen  eines  bis  vor  kurzem
unbekannten Zirkels von Militärs unter der Führung des Offiziers Assimi
Goita.  Er  hat  versprochen,  internationale  Vereinbarungen  einzuhalten,
besonders mit Hinblick auf die ausländischen Militärinterventionen (derer es
drei  verschiedene  gibt).  Dennoch  dominiert  unter  den  imperialistischen
Mächten  die  Befürchtung,  dass  der  Putsch  deren  Kriegsziele  und
strategische  Interessen  zurückwerfen  wird.

2012: Tuareg-Aufstand und Islamisches Kalifat

Mali umfasst eine Vielzahl verschiedener Ethnien, von denen die meisten
wiederum  in  mehreren  Staaten  leben.  Auf  die  Interessen  der
Bevölkerungsgruppen wurde bei  der  Grenzziehung durch die  ehemaligen
Kolonialmächte  in  Westafrika  im  Einzelnen  keine  Rücksicht  genommen.
Daher  ist  einerseits  rassistische  und  nationale  Unterdrückung  in  diesen
heute halbkolonialen Ländern strukturell angelegt und muss andererseits ein
destabilisierendes  Moment  ausüben,  das  sich  den  üblichen  sozialen
Verheerungen,  mit  denen  der  globale  Kapitalismus  dem  afrikanischen
Kontinent  aufwartet,  überlagert.  Der  Tuareg-Aufstand von 2012 bestätigt
das. Er brachte die ehemalige „Musterdemokratie“ Mali auf den Weg in den
Strudel  der  „failed  states“.  Burkina  Faso  und  Niger  sind  von  dieser
Entwicklung ebenfalls betroffen.



Die Gemeinschaften der Tuareg, die sich über mehrere Länder im Zentrum
der Sahara verteilen, waren mehr als andere Völker der Region im Zuge der
Dekolonialisierung marginalisiert worden. Die blutige Niederschlagung des
ersten  Tuareg-Aufstandes  von  1963  hatte  viele  Tuareg  aus  ihren
Heimatregionen vertrieben. Die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen durch
wirtschaftliche Misere und die Dürren der 1970er und 80er Jahre verstärkten
dies und schufen eine entrechtete, transnationale Jugend (Ishumar), die als
ArbeitsmigrantInnen umherziehen. Diese waren die hauptsächliche soziale
Basis der bewaffneten Rebellionen von 1990-95 und 2007. Die Rebellionen
wurden  vom  malischen  Militär  mit  Unterstützung  von  ethnischen
Hilfstruppen  bekämpft  und  mit  Versprechungen  von  begrenzter
Selbstverwaltung  und  stärkerer  Integration  der  Tuareg  in  die
Sicherheitskräfte  beigelegt.

Die  Tuareg  wurden  notwendigerweise  Gegenstand  regionaler
Auseinandersetzungen.  Von  politischem  Interesse  waren  sie  stets  nur
insoweit,  wie sie  für  spezifische Interessen –  insbesondere des libyschen
Regimes – von Nutzen sein konnten. So waren sie im „Gastland“ Libyen als
Arbeitskräfte  und  Rekruten  in  den  Repressionsorganen  gerade  dadurch
geschätzt,  dass  es  ihnen  an  staatsbürgerlichen  Rechten  mangelte.
Außenpolitisch  konnten  sie  Gaddafis  pan-afrikanische  Ambitionen
unterstreichen. Obwohl Gaddafi das Konfliktpotential, das in der ungelösten
nationalen  Frage  der  Tuareg  liegt,  gezielt  ausnutzte,  konnte  er  die
politischen Ambitionen der Tuareg kanalisieren. Dies zeigte sich etwa 2009
im Tuareg-Aufstand in Niger, wo Gaddafi mit einem Teil der Tuareg-Kräfte
eine Vereinbarung aushandelte, die den Aufstand spaltete und beendete. Der
Nutzen  der  Tuareg  lag  für  Gaddafi  darin,  dass  er  sich  gegenüber  dem
Ausland als Vermittler anbieten konnte. Es überrascht nicht, dass sein Sturz
2011 nachhaltigen Einfluss auf die Tuareg-Frage genommen hat.

Der  Tuareg-Aufstand  2012  resultierte  in  der  Erklärung  des  kurzlebigen
Staates von Azawad. Sein rascher Zerfall war die Folge einer prinzipienlosen
Bündnispolitik der MNLA-Führung (frz. Mouvement national de libération de
l’Azawad)  mit  Ansar  Dine,  lokaler  Ableger  von  AQIM  (Al  Qaida  im
Islamischen  Maghreb),  und  der  falschen  Orientierung  der  MNLA  auf



Anerkennung und  Unterstützung  durch  den  Imperialismus.  Der  Aufstand
scheiterte vor allem an daran, dass seine von Tuareg dominierte Führung
kaum Unterstützung unter den übrigen Volksgruppen in Nordmali gewinnen
konnte.  Ansar  Dine  attackierte  die  MNLA  für  ihren  azawadischen
Nationalismus und rekrutierte selbst unter den Tuareg. Zugleich nutzten die
Salafisten  bestehende  rassistische  Ressentiments  aus  und  gewann  die
Unterstützung von Kräften in den Gemeinschaften der Songhai und Fula (frz.
Peul), die vormals an der Seite der Regierung standen. Diese Allianz unter
Führung von Salafisten brach mit der MNLA und konnte im Sommer 2012
ihre alleinige Kontrolle über Nord-Mali errichten. Der rasche Kontrollverlust
der Regierung in Bamako triggert außerdem am 21. März 2012 einen Putsch.

Der Putsch von 2012 mit linker Rückendeckung

Der Putsch von 2012 gegen Präsident „ATT“ (Amadou Toumani Touré) bekam
es mit Gegenwind zu tun. Die „Verweigerungsfront“ (frz. Front du Réfus),
bestehend  aus  etwa  100  gewerkschaftlichen  und  zivilgesellschaftlichen
Organisationen und 50 Parteien, beharrte auf einer zivilen und demokratisch
legitimierten Regierung und weigerte sich, die Junta anzuerkennen oder mit
ihr zusammenzuarbeiten. Bezeichnenderweise war die reform-stalinistische
SADI-Partei  die  einzige  parlamentarische  Kraft,  die  sich  zu  einer
Zusammenarbeit  mit  der  Junta  bereit  erklärte.  Trotz  dieser  verbreiteten
Ablehnung des  Putsches  kam es  zu keiner  Massenmobilisierung,  die  der
Herrschaft  des  Militärs  etwas  hätte  entgegensetzen  können.  Die  Junta-
GegnerInnen  bildeten  einen  prinzipienlosen  Block  mit  nationalistischen,
bürgerlichen Kräften, die auch UnterstützerInnen des gestürzten Präsidenten
u m f a s s t e .  Z u g l e i c h  s t e l l t e  s i c h  e i n  a n d e r e r  F l ü g e l  d e r
Gewerkschaftsbewegung  hinter  die  Militärjunta.

Etliche  linke  Intellektuelle  bezogen  sogar  eine  durch  und  durch
chauvinistische  Position.  Beispielhaft  hierfür  steht  das  „Forum  für  ein
anderes Mali“ (Forum pour un Autre Mali, FORAM), das über Verbindungen
zur Sozialforenbewegung verfügt und u.a. von der malischen Linken Aminata
Traoré unterstützt wird. Sie argumentierten 2012, dass der Tuareg-Aufstand
Teil  einer  planmäßigen  Neuaufteilung  Westafrikas  durch  die
imperialistischen  Mächte  sei.  Daher  sei  die  Herrschaft  des  Militärs  das



kleinere Übel gegenüber des drohenden Verlusts der „territorialen Einheit“.
Natürlich zeigte sich schnell, dass das Militär und die korrupten Eliten im
Interesse ihres eigenen Machterhalts den imperialistischen Interventionen
bereitwillig  zustimmen  würden.  Die  vollkommene  Preisgabe  einer  linken
Programmatik hat die politische Orientierungslosigkeit dieser malischen und
westafrikanischen Linken verschärft und dazu beigetragen, dass sie oftmals
als  linke Flankendeckung für  reaktionäre  despotische Regime und deren
Politik agieren – ganz zu schweigen davon, dass sie mit der „territorialen
Einheit“ genau die postkoloniale, d.h. imperialistische Ordnung verteidigen,
als  deren  GegnerInnen  sie  sich  präsentieren.  Die  Linke  kann  im
westafrikanischen  Nationalitätenmosaik  keine  progressive  und  anti-
imperialistische Perspektive vertreten, ohne das Selbstbestimmungsrecht der
Völker  bedingungslos  anzuerkennen.  Die  nationale  Frage  muss  mit  dem
Kampf  gegen  die  herrschenden  Eliten  verknüpft  werden,  die  die
postkolonialen  Staaten  ausplündern  und  deren  Macht  und  internationale
Anerkennung die  Verteidigung der  bestehenden staatlichen  Ordnung zur
Voraussetzung hat.

Konflikt in Zentralmali

Angesichts  der  Etablierung  der  militanten  salafistischen  Kräfte  hat  die
Regierung und das Militär auf ethnische Milizen gesetzt. Beispielhaft hierfür
steht  die  Miliz  Dan  Na  Ambassaou,  deren  Mitglieder  aus  den  Dogon-
Gemeinschaften  kommen.  Sie  wurde  von  der  Regierung  zu  Beginn  des
Konflikts als nützliches Gegengewicht betrachtet und hat sich mittlerweile
selbst als Machtfaktor etabliert. Sie ist bekannt für reaktionäre Verbrechen
gegenüber  den  Fula,  die  den  Charakter  von  ethnischen  Säuberungen
annehmen,  wie  das  Ogossagou-Massaker  vom  23.  März  2019  mit  160
Todesopfern.  Die  rassistische  Grundstimmung,  die  Fula  als  angebliche
UnterstützerInnen von Ansar Dine stigmatisiert, ist eine Begleiterscheinung
des „Kriegs gegen den Terror“.

Ethnische  Konflikte  sind  zugleich  Vorraussetzung  und  Folge  der
imperialistischen  Interventionspolitik.  Die  Imperialisten  versuchen,  durch
militärische  „Hilfestellung“,  Ausbildung  etc.  das  malische  Militär  zum
kompetenten  Ordnungsfaktor  aufzubauen.  Angesichts  dessen,  dass  das



Militär seit der Unabhängigkeit immer die letztendlich entscheidende Rolle
im  Land  gespielt  hat,  l iegt  diese  Strategie  auf  der  Hand.  Die
Massenbewegung der vergangenen Wochen hat gezeigt, dass dieses System
gestürzt werden kann, aber um die Krise in progressiver Weise zu lösen, ist
eine politische Strategie notwendig. Die Führung der M5-RFP (Mouvement
du 5 Juin 2020, Rassemblement des Forces Patriotiques) hat die Militärjunta
anerkannt. Assimi Goita hat angekündigt, dass seine Junta während einer
„Übergangsperiode“  von  3  Jahren  regieren  wird.  Ein  großer  Teil  der
malischen Linken scheint die Fehler von 2012 zu wiederholen, indem sie die
„nationale  Einheit“  als  ein  den  unmittelbaren  Interessen  der  Massen
übergeordnetes  Ziel  vertritt.

Natürlich wird die Militärjunta keines der elementaren Probleme des Landes
lösen  können.  Sie  wird  wie  jede  andere  bürgerliche  Regierung  vom
Wohlwollen des französischen Imperialismus und der sog. „internationalen
Gemeinschaft“ abhängig sein. Der bis vor kurzem im Zentrum der M5-RFP
stehende salafistische Prediger Mahmoud Dicko gibt sich als „Brückenbauer“
zwischen  Nationalisten  und  Islamisten.  Er  gehörte  2013  zu  den
UnterstützerInnen  der  imperialistischen  Intervention  und  bis  2017  zum
Lager von IBK. Assimi Goita selbst kommt aus den malischen Spezialkräften,
die  seit  2013  von  imperialistischen  Mächten  für  den  Anti-Terror-Krieg
trainiert werden. Die Militärjunta repräsentiert keine grundsätzlich andere
Politik, sondern einfach jenen Teil der nationalen Elite, der für einen etwas
inklusiveren Umgang mit dem islamistischen Aufstand eintritt.

Die Krise in Mali beruht auf dem Erbe des Kolonialismus und auf ungelösten
nationalen Fragen, auf der Landfrage und dem Verlust der Lebensgrundlage
von SubsistenzbäuerInnen durch neoliberale Reformpolitik und Klimawandel,
und allgemein auf der ungelösten demokratischen Frage. Um diese Krise im
Sinne der unterdrückten Massen zu lösen, ist ein Programm nötig, das sich
zentral  auf  die  ArbeiterInnenklasse  bezieht  und  diese  Fragen  mit  der
Mobilisierung und Bewaffnung der Massen verbindet.

Der  Militärjunta  muss  eine  verfassungsgebende  Versammlung
entgegengestellt werden, die von Massenversammlungen der ArbeiterInnen,
BäuerInnen  und  Armen  organisiert  wird,  und  in  der  die  Klassenfrage



politisch offen zutage treten kann. Dies stellt natürlich unmittelbar die Macht
der Militärjunta in Frage, was den Kampf innerhalb des Militärs für das
Recht auf politische Organisierung und Agitation für SoldatInnen, für das
Recht auf Befehlsverweigerung und letztlich für die Zersetzung der Macht
der Junta von innen heraus auf die Tagesordnung setzt.

Die reaktionäre ethnische Gewalt erfordert die Bewaffnung der Massen und
die  Bildung  von  Selbstverteidigungseinheiten,  die  von  den  Massen
kontrolliert werden und diese vor Angriffen der Islamisten, des Militärs oder
anderer Gruppen schützen.

In  Anbetracht  der  nationalen  Frage  müssen  Linke  unbedingt  für  ein
Programm  eintreten,  das  die  politischen  und  sozialen/wirtschaftlichen
Gegensätze zwischen den Nationalitäten überwindet und jegliche Formen
von Diskriminierung bekämpft. Dies muss nicht die Lostrennung des Nordens
beinhalten, aber das unbedingte Recht auf diese, falls die Bevölkerung dies
dort  mehrheitlich  wünscht.  Die  nationale  Frage  muss  auch  verbunden
werden mit dem Kampf gegen alle imperialistischen Interventionen und für
den Abzug aller ausländischer Truppen.

Libanon  –  die  Revolution  hat
begonnen
Dilara  Lorin,  Martin  Suchanek,  zuerst  erschienen  auf
arbeiterinnenmacht.de,  10.  August  2020

Die Explosion im Hafen von Beirut hinterlässt ein schier
unglaubliches Ausmaß an Zerstörung im ohnedies krisengeschüttelten,
faktisch vor dem Staatsbankrott stehenden Libanon.

Am 4.  August  detonierten  2.750  Tonnen  Ammoniumnitrat  im  Hafen  von
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Beirut.  154  Menschen  wurden  getötet,  über  5.000  verletzt,  geschätzte
300.000  – über 10 % der Einwohner_Innen der Hauptstadt des Landes – sind
seither obdachlos.

Die verheerende Katastrophe löste aber auch eine andere, für die
Zukunft des Landes noch weit tiefer gehende soziale und politische
Explosion aus, eine wahre politische Detonation.

Die Krise des Landes schlägt in eine revolutionäre um. Die verhasste
politische Elite, praktisch alle staatlichen und offiziellen
Institutionen – ob Präsident, Parlament, Bürokratie, etablierte
Parteien, Polizei und Gerichte –, hat ihren letzten, ohnedies kaum noch
vorhandenen Kredit bei der Bevölkerung verspielt.

Deren Verzweiflung schlug innerhalb kürzester Zeit in eine neue Welle
des Massenprotests um, der Züge eines Aufstandes anzunehmen beginnt.
Schon in den letzten Jahren richteten sich riesige Mobilisierungen gegen
die Regierungen, so 2015 die Kampagne „Ihr stinkt“, die sich gegen die
fehlende Müllentsorgung Beiruts richtete. Zuletzt drohte der Regierung
im Herbst 2019 eine „Revolution“ der Bevölkerung. Damals hatte eine
beabsichtigte Besteuerung von Messenger-Diensten und damit verbundener
Online-Telefonie Hunderttausende, wenn nicht Millionen, auf die Straße
gebracht und das öffentliche Leben lahmgelegt.

Nun richtet sich der Zorn gegen die gesamte „Elite“ des Landes, gegen
Regierung, Staatsapparat und eine kleine Schicht von reichen
Geschäftsleuten und deren Anhang, die das Land seit Jahren mehr oder
minder gemeinschaftlich ausplündern.

Die Tragödie im Hafen ließ Trauer, Wut und Hass der Bevölkerung in
Aktion umschlagen. Die Bewegung eint in diesem Stadium vor allem eine
Forderung – die gesamte „Elite“, das Establishment muss gehen. Parolen
wie „Revolution, Revolution“ und „Das Volk will den Sturz der Regierung“
ertönen seit Tagen auf den Straßen der Hauptstadt.

Die Verhängung eines 14-tägigen Ausnahmezustandes durch die Regierung
bewirkte – wie bei vielen mit Urgewalt ausbrechenden, spontanen



Massenbewegungen – das Gegenteil dessen, was die Herrschenden
beabsichtigt hatten. Ein Ausnahmezustand, der nirgendwo durchsetzbar
ist, offenbart die Machtlosigkeit der Regierung, eine fundamentale, wenn
auch zeitlich begrenzte Verschiebung des Kräfteverhältnisses. Ein
solcher Ausnahmezustand trägt eher zur Steigerung der Entschlossenheit
der revolutionären Massen bei – und die Ankündigung von Neuwahlen, die
offenkundig als reine Beruhigungspille wirken sollen, wird
wahrscheinlich eine ähnliche Wirkung haben.

Wie die täglichen Massendemonstrationen und die Auseinandersetzungen mit
der Polizei offenbaren, lässt sich die Bevölkerung nicht mehr einschüchtern.
Am  8.  August  erstürmten  die  Demonstrant_Innen  Regierungsgebäude,
darunter 4 Ministerien und das World Trade Centre. Anscheinend führten
ehemalige Offiziere der Armee die Erstürmungen an – andererseits war es
auch die Armee, die die Besetzungen wieder beendete und räumte.

Die Lage im Land nimmt Züge eines revolutionären Umsturzes, der ersten
Phase einer Revolution an. Die libanesische herrschende Klasse und ihre
Regierung sind offenbar nicht mehr Herr_Innen der Lage.

Hinzu kommt die extreme ökonomische und soziale Krise, der
eigentliche Unterbau einer revolutionären Welle, die sich vor allem an
Fragen der Demokratie, der politischen Unterdrückung, der Entrechtung
und der Korruption, also der Plünderung des Landes durch die Elite
entzündet hat.

Faktisch steht der Libanon schon lange vor dem Staatsbankrott. Schon im
März  2020  konnte  das  Land  eine  fällige  Anleihe  in  der  Höhe  von  1,2
Milliarden US-Dollar nicht bedienen. Hinzu kommt, dass die Währungspolitik
der  Reg ie rung ,  d i e  über  J ahre  d ie  L i ra  im  In te resse  von
Finanzspekulant_Innen in Beirut an den US-Dollar band, in Trümmern liegt.
Die 1997 eingeführt Bindung an den Dollar musste aufgegeben werden. Seit
Beginn  2020  wird  das  Land  von  einer  Hyperinflation  mit  monatlichen
Abwertungen der Lira von rund 50 % heimgesucht.

Der am 4. August zerstörte Hafen war die wichtigste verbliebene



Einnahmequelle des Landes und darüber hinaus essentieller Umschlagplatz
für Waren aller Art. Die humanitäre Katastrophe verschärft also die
wirtschaftliche Lage zusätzlich.

Imperialistische Helfer_Innen?
Angesichts  der  politischen  Krise  versuchen  sich  die  imperialistischen
Mächte, allen vor die einstige Kolonialmacht Frankreich, als Rettung in der
Not  zu  inszenieren.  Demagogisch  präsentierte  sich  Macron  bei  seinem
Besuch in Beirut als Kritiker der Elite des Landes, die jetzt „transparent“ und
„demokratisch“ handeln müsse. Demagogisch griff er dabei das berechtigte
Misstrauen gegen Regierung und Staatsapparat auf, indem er einen nicht
näher  definierten  Mechanismus  zur  direkten  Verteilung  von  Medizin,
Nahrungsmitteln und anderen Hilfsgütern an die Bevölkerung versprach –
ein Versprechen, das im schlimmsten Fall durch eine „humanitäre“ Mission
der Armee oder der Fremdenlegion eingelöst werden könnte. Auch Länder
wie  Russland,  China  oder  selbst  die  BRD  oder  die  USA  unter  Trump
präsentieren sich jetzt als selbstlose Helfer_Innen.

In Wirklichkeit verfolgen diese Mächte dabei zwei Ziele. Erstens wollen sie
das Land befrieden. Eine Revolution, die das politische System hinwegfegen
und darüber hinaus auch als  Inspiration für  den gesamten Nahen Osten
wirken könnte, wollen alle Groß- und Regionalmächte unbedingt verhindern.
Indem sie sich als „Freund_Innen des Volkes“ präsentieren, versuchen sie
letztlich, die Massenbewegung zu beschwichtigen und ins Leere laufen zu
lassen. Doch die Bevölkerung sollte nicht vergessen, dass diese Mächte für
die  Lage  selbst  eine  Hauptverantwortung  tragen.  Das  nach  religiösen
Gemeinschaften aufgeteilte System des Libanon, das mit Sektierertum und
Korruption untrennbar verbunden ist, entsprang nicht zuletzt den Interessen
der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich. Die Großmächte und das globale
Finanzkapital – nicht bloß, ja nicht einmal in erster Linie die einheimlichen
Eliten – plündern das Volk seit Jahrzehnten aus. Nicht zuletzt erweisen sich
der  Hebel  der  drückenden  Staatsverschuldung  des  Landes  und  die
Einbindung des Libanon in  die  internationalen Finanzströme als  überaus
wirksame  Machtinstrumente  und  als  Fessel  jeder  eigenständigen



wirtschaftlichen  Entwicklung.

Wenn Mächte wie Frankreich jetzt scheinbar selbstlose Hilfe
versprechen, so haben sie ihre längerfristigen Geschäftsinteressen
ebenso im Blick wie ihre geostrategischen Ziele im Kampf um die
Neuordnung des Nahen Ostens. Hier befindet sich der französische
Imperialismus und mit ihm die EU in einem erbitterten Kampf mit den USA,
China, Russland und verschiedenen Regionalmächten.

Ökonomische Lage
Diese Staaten sind an der sozialen verzweifelten Lage der Bevölkerung
eindeutig mitschuldig – und sie haben auch keine Absicht, diese
grundlegend zu verbessern.

Die Krise hat schon vor der Corona-Pandemie zu einer extremen Verelendung
geführt. Rund die Hälfte der Bevölkerung lebt heute unter der Armutsgrenze.
Besonders betroffen sind davon Millionen Geflüchtete. Das betrifft erstens
die mindestens eine halbe Million zählenden Palästinenser_Innen, denen vom
Zionismus und Imperialismus seit Jahrzehnten das Rückkehrrecht verweigert
wird, die aber auch von der libanesischen Regierung massiv diskriminiert
werden (Verweigerung der Staatsbürger_Innenschaft;  menschenunwürdige
Lager, Ausschluss von zahlreichen Berufen). Zweitens flohen seit Beginn des
Bürgerkriegs  rund  1,5  Millionen  Menschen  aus  Syrien  in  den  Libanon,
darunter etwas die Hälfte Kinder und Jugendliche.

Zugleich hat sich in den letzten Jahren auch die Sozialstruktur des Landes –
insbesondere Beiruts, wo rund ein Drittel der Bevölkerung lebt – verändert.
Lange war die Stadt davon geprägt, dass die religiöse Zugehörigkeit mit dem
sozialen Status korrelierte. Die Kapitalist_Innenklasse und die bürgerlichen
Stadtteile  waren  wesentlich  von  der  christlichen  Bevölkerungsgruppe
geprägt. Die Schiit_Innen bewohnten vorwiegend die ärmeren und verarmten
Viertel.  In den letzten Jahren hat sich das ein Stück weit verändert. Der
Anteil  der Schiit_Innen und Sunnit_Innen an der ökonomischen Elite des
Landes, z. B. an den 100 Reichsten des Landes, nahm zu. Sicherlich ist das
auch eine Folge der Integration der Hisbollah in die Staatsführung im Zuge



des „Friedensprozesses“ – und damit einer Verbreiterung der herrschenden
Schichten. Die Hisbollah entwickelte sich in den letzten Jahren zu einem
integralen  Bestandteil  der  Elite  des  Landes,  wie  sich  auch  an  ihrer
strategischen  Allianz  mit  dem  Präsidenten  Aoun  erkennen  lässt.

Die andere Seite dieser veränderten Zusammensetzung der Elite und des
Herrschaftssystems  besteht  darin,  dass  es  auch  zu  einer  gewissen
Angleichung  der  Lebenslagen  der  muslimischen,  christlichen,  drusischen
Arbeiter_Innen kam.

Vom Kampf gegen die Elite zur Revolution!
Die  Forderung  nach  einem Rücktritt  der  gesamten  politischen  Elite  des
Landes, aller Parteien, Regierungsmitglieder, des Präsidenten, aber auch von
Beamt_Innen, Richter_Innen, … – also zentraler Teile des Staatsapparates –
kann angesichts der Pseudo-Demokratie, religiös-sektiererischer Aufteilung
von  Ämtern  und  Einfluss,  der  weit  verbreiteten  Vetternwirtschaft  und
jahrelangen Ausplünderungen durch das Finanzkapital nicht weiter wundern.
Sie erinnert  stark an die  ersten Phasen praktisch aller  Bewegungen der
Arabischen Revolutionen.

Zugleich zeigt die Entwicklung auch, wie eng demokratische Fragen –
nicht nur im Libanon – mit den sozialen und Klassenfragen
zusammenhängen.

Wir  wollen  das  im  Folgenden  kurz  verdeutlichen.  Die  am  4.  August
explodierten 2.750 Tonnen Ammoniumnitrat lagerten schon seit 6 Jahren im
Hafen.  Wie Recherchen von Al  Jazeera zeigen,  waren diese jedoch nicht
einfach  „vergessen“  worden.  Mindestens  sechs  Mal  wandten  sich
Zollbeamt_Innen  schriftlich  an  die  libanesische  Justiz  und  forderten  ein
Einschreiten, ebenso oft wurden ihre Eingaben ignoriert. All das verdeutlicht,
dass nicht nur einzelnen Gerichten, sondern dem gesamten Staatsapparat die
Lebensinteressen  der  Bevölkerung völlig  egal  sind,  dass  er  vielmehr  als
Mittel zur eigenen Bereicherung und als Beute verstanden wird, um dessen
Aufteilung die verschiedenen bürgerlichen Parteien und Führer_Innen der
religiös-politischen Gruppierungen streiten.



Je mehr das Land in eine ökonomische und soziale Krise schlitterte,
umso prekärer, entwürdigender und nutzloser musste sich dieses System
für die Masse der Bevölkerung darstellen. Vom Standpunkt der Eliten,
ihrer Parteien und  Klientel stellt sich jede Verwendung von staatlichen
Mitteln für das Gemeinwohl wie z. B. Gesundheitsversorgung,
Infrastruktur, Müllentsorgung, Kommunikation, Arbeitslosenunterstützung
usw. als Abzug von Pfründen dar, die ihnen zufallen sollten. Daher gibt
es in Krisenperioden, wenn also die Staatseinnahmen sinken, erst recht
nichts zu verteilen für die Masse der Bevölkerung, die verarmt und
eigentlich dringend staatliche Unterstützung brauchen würde.

Dies hat nun – wie schon auf geringerem Niveau 2019 – zur Explosion, zur
Erhebung der  Arbeiter_Innenklasse,  der  städtischen Armut  wie  auch des
Kleinbürger_Innentums  und  der  Mittelschichten  geführt.  Die  Not,  die
Unfähigkeit  und Unwilligkeit  des  Staates,  irgendeine nennenswerte  reale
Hilfe  zu  leisten,  hat  außerdem  die  Bevölkerung  dazu  gezwungen,
selbstorganisierte  Strukturen  aufzubauen,  um  Verletzten,  obdachlos
gewordenen oder hungernden Menschen zu helfen und elementare Formen
des  täglichen  Lebens  überhaupt  aufrechtzuerhalten.  Auch  wenn  diese
Strukturen aus der Not geboren wurden, so stellen sie auch embryonale
Organe  der  Gegenmacht,  alternative  Machtzentren  zum  bestehenden
Staatsapparat  dar.

Dass ehemalige Offiziere die Besetzung von Regierungsgebäuden
angeführt haben dürften, deutet darauf hin, dass auch die Kontrolle der
Regierung über den Repressionsapparat bröckelt. All das sind untrügliche
Zeichen einer beginnenden revolutionären Entwicklung.

Doch wie schon die Arabischen Revolutionen steht auch der Libanon vor
einem extremen Problem – der Revolution fehlt eine politische Führung,
eine Strategie, ein Programm zur Reorganisation der Gesellschaft, um
deren dringendste Probleme zu lösen.

Die Bewegung wirft zwar die Machtfrage auf, in dem sie den Rücktritt
oder die Absetzung der gesamten „Elite“, ein Ende von deren Korruption,
Bereicherung und faktischer Straffreiheit fordert – aber sie hat keine



Vorstellung, wodurch sie zu ersetzen wäre, welches politische und
soziale System an die Stelle des bestehenden treten soll. Logischerweise
bleiben damit auch die Ziele einer „Revolution“ unklar.

An diesem Problem scheiterten praktisch alle Arabischen Revolutionen des
letzten  Jahrzehnts.  Die  Massen  der  Arbeiter_Innen,  Bauern/Bäuerinnen,
städtischen  Armen  oder  kleinen  Selbstständigen  verloren  die  Initiative,
obwohl  sie  den  Großteil  der  Erhebungen  getragen  hatten,  mussten
ohnmächtig mit ansehen, wie sich verschiedene Kräfte der Konterrevolution
ihrer Bewegung bemächtigten oder diese zerschlugen. Dies droht auch im
Libanon.

Programm
Daher besteht die Aufgabe sozialistischer, kommunistischer Kräfte darin, die
Bewegung vorzutreiben, deren beste Kämpfer_Innen zu organisieren. Doch
das erfordert selbst, sich Klarheit über die Aufgaben und das Programm der
Revolution zu verschaffen.  Wir können ein solches an dieser Stelle nicht
detailliert vorlegen, wohl aber einige Schlüsselforderungen.

Offenlegung aller Dokumente zur Explosion des Hafens; Bildung von
Untersuchungsausschüssen; Aburteilung der Verantwortlichen durch
von der Bevölkerung gewählte, öffentliche Tribunale; Entschädigung
der  Angehörigen  aller  Getöteten,  der  Verwundeten  und  der
Menschen,  die  ihre  Wohnungen  verloren  haben!
Sicherung des Überlebens der Bevölkerung durch Beschlagnahme
der  großen  Vermögen  und  Unternehmen!  Verteilung  der
Hilfslieferungen, von Nahrungsmitteln und Medizin unter Kontrolle
von Komitees und Räten in Stadtteilen, Betrieben, auf dem Land!
Diese Aufgabe darf  nicht  der Regierung und ihrem Apparat  oder
imperialistischen  Staaten  überlassen  werden.  Helfer_Innen
humanitärer Organisationen sollen unter Kontrolle solcher Komitees
und Räte agieren.
Aufstellen  eines  Notplans  zur  Versorgung  der  Bevölkerung,
Sicherung von kostenloser Zuteilung lebensnotwendiger Güter an die
Bedürf t igen.  Das  er fordert  u .  a .  d ie  Stre ichung  der



Auslandsschulden, die entschädigungslose Eineignung aller Banken,
Finanzinstitutionen,  Großbetriebe  libanesischer  wie  ausländischer
Kapitalist_Innen sowie der Privatvermögen der Superreichen unter
Arbeiter_Innenkontrol le ,  d ie  Zusammenfassung  der
Finanzinstitutionen zu einer Zentralbank zur Stabilisierung der Lira,
die  Festlegung  von  Mindestlöhnen  und  Renten,  die  die
Lebenshaltungskosten  decken.
Rücknahme des Ausnahmezustandes und von Sonderbefugnissen der
Armeeführung, Freilassung aller Gefangenen und Festgenommenen!
Bildung  von  Selbstverteidigungskomitees  der  Bewegung  und  von
Arbeiter_Innenmilizen  in  den  Stadtteilen  und  Betrieben!  Die
Soldat_Innen müssen aufgerufen werden, auf die Seite der Bewegung
überzugehen,  Soldat_Innenräte  zu  bilden,  Arbeiter_Innen-  und
Selbstverteidigungsmilizen  zu  bewaffnen  und  diese  als
Ausbilder_Innen  zu  unterstützen!
Abschaffung aller religiösen, sektiererischen Gesetze und politischen
Restriktionen! Volle Einbeziehung der Frauen sowie der syrischen
und palästinensischen Flüchtlinge in die Bewegung und den Kampf
für  die  libanesische  Revolution,  einschließlich  voller  Wahl-  und
Staatsbürger_Innenrechte  für  die  Flüchtlinge!
Bildung  von  Räten  und  Aktionsausschüssen  in  allen  Betrieben,
Wohnvierteln, in Stadt und Land, um die Bewegung zu führen, über
deren Aktionen und Ausrichtung zu entscheiden! Diese Organe sollen
von den Einwohner_Innen der Wohnviertel oder den Beschäftigten in
den Betrieben gewählt, diesen rechenschaftspflichtig und von ihnen
abwählbar  sein.  Sie  müssen  auf  städtischer,  regionaler  und
landesweiter  Ebene  zu  einem  Rätekongress  zusammengefasst
werden,  der  provisorisch  die  Regierungsgewalt  übernimmt.
Nieder  mit  Regierung  und  Präsident!  Nein  zu  Neuwahlen  unter
Kontrolle  des  Staatsapparates!  Nein  zu  jeder  imperialistischen
militärischen  oder  polizeilichen  „Hilfs“intervention  unter
französischer  oder  sonstiger  Führung!
Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung unter Kontrolle
der Massenbewegung, von Stadtteil- und Betriebskomitees, die den
Wahlprozess, die Zulassung der Kandidat_Innen, den Zugang zu den



Medien usw. kontrollieren!
Eine  solche  Versammlung  muss  die  großen  demokratischen,
politischen und gesellschaftlichen Fragen der Neuorganisation des
Landes debattieren. Gerade weil der Wunsch nach Demokratie eine
solche  wichtige  Frage  darstellt,  können  und  müssen  die
Versammlung,  ihre  Einberufung  und  Kontrolle  zu  einem  Mittel
werden, die Massen davon zu überzeugen, dass eine erfolgreiche,
konsequente Revolution die Macht in die Hände einer Räteregierung
legen  muss,  die  sich  auf  direkt  demokratische  Räte  der
Arbeiter_Innen und Bauern/Bäuerinnen, der städtischen Armut und
der unteren Schichten des Kleinbürger_Innentums stützt.
Eine solche Regierung muss,  um die Aufgaben der Revolution zu
erfüllen, den korrupten, bürgerlichen Staatsapparat hinwegfegen und
durch  Räte,  betriebliche  und  kommunale  Selbstverwaltungs-  und
M a c h t o r g a n e  s o w i e  d u r c h  S o l d a t _ I n n e n r ä t e  u n d
Arbeiter_Innenmilizen ersetzen! Sie muss die herrschende Klasse und
die imperialistischen Konzerne und Anleger_Innen enteignen und die
Wirtschaft auf Basis demokratischer Planung reorganisieren.

Um ein solches Programm von Übergangsforderungen zu verbreiten und
dafür  die  Arbeiter_Innenklasse  und  unterdrückten  Massen  zu  gewinnen,
bedarf  es  einer  politischen  Kraft,  einer  revolutionären,  kommunistischen
Arbeiter_Innenpartei.  Eine  solche  Kampforganisation  zu  schaffen,  ist  das
Gebot der Stunde aller proletarischen RevolutionärInnen!

Die Revolution im Libanon und alle Revolutionär_Innen im Land bedürfen
dabei  der  Solidarität  der  internationalen  Arbeiter_Innenklasse  und  der
Linken  auf  allen  Ebenen  –  von  der  Organisierung  von  Hilfe  für  die
Bevölkerung,  politischen  Solidaritätskampagnen  für  die  Streichung  der
Schulden  im  Kampf  darum,  dass  Hilfslieferungen  ohne  politische  und
wirtschaftliche Bedingungen erfolgen. Vor allem aber braucht es auch die
möglichst enge Verbindung mit allen Kräften, die im Libanon und in den
Ländern des Nahen Ostens aktiv am Aufbau einer revolutionären Bewegung
beteiligt sind, die Schaffung einer Solidaritätsbewegung und einer neuen,
Fünften Internationale, die im Libanon, im Nahen Osten, weltweit für die
sozialistische Revolution kämpft!



Was ist Stalinismus?
Jonathan Frühling

Ende
Oktober 1917 stürzten bewaffnete Arbeiter_Innen und Soldaten die
provisorische bürgerliche Regierung Russlands und errichteten den
ersten Arbeiter_Innenstaat der Geschichte. Innerhalb von nur zehn
Jahren wurden sie jedoch durch die Staatsbürokratie von der Macht
verdrängt und viele Errungenschaften der Revolution wieder
rückgängig gemacht. Wie konnte das passieren?

Für
uns als Marxist_Innen ist eine Analyse des Stalinismus von Bedeutung,
um die Geschichte
und
das Scheitern der UdSSR sowie auch jene Organisationen zu verstehen,
die sich auf diese positiv beziehen. Dies gibt uns auch die
Möglichkeit, die Oktoberrevolution und das Erbe Lenins vor Angriffen
von bürgerlichen Kräften zu verteidigen. Wir möchten nun
versuchen, die grundlegenden Argumente und Zusammenhänge grob zu
skizzieren.

Gründe für den Sieg der Reaktion

Nach dem Sieg in der Revolution sah sich der neue Sowjetstaat mit der
Niederlage  im  Ersten  Weltkrieg  konfrontiert.  Ein  darauffolgender
Bürger_Innenkrieg, provoziert von den alten herrschenden Klassen und den
imperialistischen  Staaten,  führte  in  die  endgültige  wirtschaftliche
Katastrophe.  Das schwächte die politische und wirtschaftliche Macht der
Arbeiter_Innenklasse massiv. Mit dem Tod der revolutionären Arbeiter_Innen
an  der  Front  gingen  auch  die  Selbstverwaltungsorgane  der
Arbeiter_Innenklasse,  die  Sowjets,  unter.  Der  wichtigste  Grund  für  das
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Scheitern der Revolution war jedoch ihre Isolation von Westeuropa. In ganz
Europa endeten die revolutionären Erhebungen in Blutbädern, da sich die
Sozialdemokratie  auf  die  Seite  des  Kapitalismus  schlug.  Siegreiche
Revolutionen und weitere Arbeiter_Innenstaaten hätten die Auswirkungen
des Bürger_Innenkriegs  in  Russland abfedern können,  indem der  äußere
Druck auf mehr Länder verteilt wird und durch Hilfslieferungen die ohnehin
schwache  russische  Wirtschaft  hätte  gestützt  werden  können.  Eine
Verwaltung der Nöte statt einer Verwaltung des Reichtums ist eine denkbar
schlechte  Voraussetzung  für  eine  demokratische  Planwirtschaft  und
provoziert  Verteilungskämpfe  und  damit  auch  die  Bürokratisierung.

Auswirkungen der Reaktion nach dem Oktober 1917

_Nach dem Bürger_Innenkrieg nahmen statt  der Arbeiter_Innenklasse die
Verwaltungsbeamten  (die  Bürokratie)  die  dominante  Rolle  in  Staat  und
Wirtschaft ein. Zur Errichtung ihrer eigenen Herrschaft war es ihr Ziel, die
Arbeiter_Innenklasse als unabhängige politische Kraft zu vernichten.

Stalin
war Anführer jener Kräfte, die diese degenerative Entwicklung in
der UdSSR bewusst vertieften und rückschrittliche Kräfte im Kampf
gegen die Arbeiter_Innenklasse organisierten, weswegen diese Strömung
auch nach ihm benannt ist. Im Kampf um die Macht haben sie die
Autorität der Bürokratie theoretisch untermauert und politisch
verteidigt, indem sie linke Kräfte verfolgt und das Verhältnis zu
den kapitalistischen Ländern befriedet haben. Zudem wurden viele
Rechte abgebaut, z.B. wurden allerhand Frauenrechte, wie das
Abtreibungs- und Scheidungsrecht abgeschafft.

Die stalinistische Sowjetunion

Die Sowjetunion war ein planwirtschaftlicher Staat.
Planwirtschaftlich, weil die Produktionsmittel (Fabriken, Immobilien
und Land) verstaatlicht waren und geplant verwendet wurden. Von
Kapitalismus spricht man dagegen, wenn sich die Produktionsmittel in
der privaten Hand einer Kapitalist_Innenklasse befinden. Zwar hat die



Planwirtschaft für einen sehr deutlichen wirtschaftlichen Aufschwung
und für eine allgemeine Verbesserung der Lebensverhältnisse
gesorgt, jedoch waren die Arbeiter_Innenklasse und Bäuer_Innenklasse
in der UdSSR von der Macht über die Wirtschaft vollständig
ausgeschlossen. Es gab keine Räte auf nationaler oder lokaler Ebene,
wie z.B. in den Schulen, den Nachbarschaften, den Fabriken oder auf
dem Land. Diese wären aber für die demokratische Steuerung des
Staates und der Wirtschaft notwendig gewesen. Stattdessen wurden alle
Entscheidungen von der herrschenden Schicht der Bürokratie
getroffen.

Die Entscheidungen traf die Bürokratie natürlich im Sinne ihres
eigenen Wohlstandes und Machterhalts und nicht im Sinne eines
Fortschreitens in eine kommunistische Welt. Um ein Wiederaufflammen
der Arbeiter_Innenbewegung zu verhindern, wurden in den Jahren
1936-38 nahezu alle Parteimitglieder getötet, die die Revolution
miterlebt hatten. Die revolutionäre Tradition Russlands wurde damit
endgültig unterbrochen.

Der Zusammenbruch des Stalinismus und seine Gründe

Trotzki
formuliert bereits 1936 in seinem Buch „Die Verratene Revolution“,
dass es zur Fortentwicklung eine politische Revolution der
Arbeiter_Innenklasse geben müsste, die die bürokratische Herrschaft
durch Arbeiter_Innendemokratie ersetzt. Anderenfalls würde die UdSSR
wieder in den Kapitalismus zurückfallen. Versuche dieser
Revolutionen hat es zwar gegeben, sie alle zerbrachen aber letztlich
vor allem an der entschlossenen militärischen Initiative der UdSSR.

Das Genick brachen der UdSSR deshalb nicht die Aufstände der
Arbeiter_Innen, sondern die eigenen Probleme mit der bürokratischen
Wirtschaftsplanung. Wenn die Planvorgaben in Stückzahlen ausgedrückt
wurden, wurden besonders billige Produkte hergestellt. Wenn das
Gewicht der Sollwert war, dann wurden besonders schwere Produkte
produziert. Planungsfehler wurden nicht korrigiert und Korruption



wurden nicht offengelegt. Tatsächlich wurde nicht für den Bedarf,
sondern für den höchsten Bonus der Fabrikmanager produziert.
Aufgrund nationaler Widersprüche scheiterte der Ostblock daran,
seine gesamte Wirtschaft sinnvoll zu vereinigen. So blieben die
Länder zurückentwickelt und mussten immer mehr teure Maschinen aus
dem Westen importieren und sich dafür verschulden. Die
wirtschaftliche und finanzielle Basis der Sowjetstaaten erodierte so
mit der Zeit. Als der Öl- und Goldpreis Mitte der 80er Jahre sank,
war das Ende des Ostblocks gekommen.

Die
Arbeiter_Innen erhoben sich im gesamten Ostblock für die
Verbesserung ihrer Lebenslage. Sie trat allerdings nirgendswo groß
und politisch klar genug auf, um die Entwicklung in ihrem Sinne zu
beeinflussen. Hauptgrund dafür war, dass die stalinistische Diktatur
den Massen den Glauben an sich selbst und das Funktionieren einer
demokratischen Planwirtschaft genommen hatte. Stattdessen wurde durch
den rechten Teil der Bürokratie die Wirtschaft privatisiert und so
der Kapitalismus wieder eingeführt. Damit wurde der wirtschaftliche
Verfall total. Ende der 80er Jahre lebten 1,5% der Menschen in der
UdSSR in Armut, 1994 waren es 39-49%. Das BIP sank von 1991-1994
jährlich um durchschnittlich 11,5%, machte jedoch ab 1997 eine
Kehrtwende und ist bis heute nur etwas über den Wert von 1991
hinausgewachsen.

Stalinistische Taktiken

Im
Laufe seiner Geschichte hat der Stalinismus einige politische
Taktiken formuliert, die jedoch nur Rechtfertigungen seiner
konterrevolutionären Realpolitik waren. Das Kernproblem liegt dabei
darin, dass sie die „Not zu Tugend“ gemacht haben, also dass die
prekäre Lage, in der sich die Sowjetunion nach der Revolution
befunden hat, und die Politik, die leider zur Verteidigung während
des Bürger_Innenkriegs notwendig aber auf keinen Fall so durch die
Revolutionär_Innen gewollt war, zementiert wurde, indem sie



theoretisch zum gewünschten Zustand erklärt werden. Tragischerweise
werden sie heute noch von stalinistischen Gruppen angewandt.

Ein
treffendes Beispiel: Der Verrat am Internationalismus setzte bereits
1924 mit der „Theorie des Sozialismus in einem Land“ ein. Obwohl
die Entwicklung des Sozialismus zum Weltsystem bislang als notwendig
galt, wurde nun die Isolation der Sowjetunion zu einem
unproblematischen Zustand erklärt. Sie rechtfertigte die Herrschaft
der Bürokratie und die friedliche Koexistenz mit dem Imperialismus.
Mit dem Untergang des Ostblocks hat diese Theorie jedoch völlig an
Bedeutung verloren.

Viel
entscheidender ist heute die Volksfronttaktik. Sie bedeutet eine
Zusammenarbeit mit bürgerlichen Kräften und eine Unterordnung unter
deren Programm. So schlagen Stalinist_Innen z.B. im Kampf gegen den
Faschismus ein Bündnis mit den liberaleren Teilen der Bourgeoisie
vor. Wir dagegen schlagen eine Arbeiter_Inneneinheitsfront vor, also
eine Zusammenarbeit aller Organisationen der Arbeiter_Innenklasse
gegen Faschismus und Kapitalismus, um damit auch die kapitalistische
Grundlage des Faschismus angreifen zu können und einen konsequenten
Kampf zu kämpfen. Ein tragisches Beispiel für die Volksfronttaktik
ist der Spanische Bürger_Innenkrieg 1936-1939. Dabei erhielt die
stalinistische Partei lieber den Kapitalismus, statt sozialistische
Reformen durchzusetzen und verlor deshalb den Krieg.

Für
unterentwickelte Länder schlagen weite Teile des Stalinismus‘ die
Etappentheorie vor. Sie besagt eine Volksfront mit nationalen
bürgerlichen Kräften bis diese einen voll entwickelten und
unabhängigen Kapitalismus errichtet haben. Erst dann sei eine
sozialistische Bewegung möglich. Faktisch endet diese Taktik in
einem Scheitern der Revolution, wie Mitte der 1920er Jahre in China.

Stalinismus heute



Heute
sind als wirklich stalinistische Staaten nur noch Kuba und Nordkorea
übriggeblieben. Sie teilen die reaktionären Seiten des Stalinismus
der UdSSR, inklusive ihrer wirtschaftlichen Probleme. China hat
mittlerweile den Kapitalismus zurück ins Land geholt und fast alle
Staatsbetriebe privatisiert. Aufgrund Chinas dominanten und
ausbeuterischen Rolle in der Welt kann es heute nicht nur als
kapitalistisch, sondern sogar als imperialistisch beschrieben werden.

Auch
heute noch gibt es eine Vielzahl unterschiedlichster Organisationen
stalinistischer Prägung, allen voran die meisten alten
kommunistischen Parteien. Auch diese verfolgen in Bündnissen in der
Regel eine Volksfrontpolitik. Dabei passen sie sich bürgerlichen
Teilen des Bündnisses an und ordnen sich damit letztlich einer
bürgerlichen Politik unter. Fortschrittlichere Positionen werden
höchstens mit der Handbremse nach außen getragen. Es findet also
auch eine Anpassung an ein rückschrittlicheres Bewusstsein statt.
Stattdessen sollten wir versuchen, revolutionäres Bewusstsein aktiv
zu verbreiten, offen um Ideen zu kämpfen und uns nur mit
Organisationen der eigenen Klasse zu verbrüdern.

Auch
feiern diese Organisationen Kuba total unkritisch ab und setzen sich
kaum mit einer kritischen und marxistischen Analyse Kubas oder der
UdSSR auseinander. Die Rolle von Arbeiter_Innenräten oder einer
revolutionären Partei bleibt unerwähnt. Klassisch für
stalinistische Gruppen ist auch ihr Mini-Maxi-Programm. Also
Minimalforderungen, wie z.B. höhere Löhne, und die Maximalforderung
nach einer kommunistischen Revolution. Da Übergangsforderungen
fehlen, die eine Brücke zwischen minimalen und maximalen Forderungen
schlagen und die Frage nach der konkreten Stärkung der Macht der
Arbeiter_Innen beantworten, bleiben sie letztlich bei den
Minimalforderungen und damit bei einer reformistischen Politik
stehen.



Schlussfolgerung

Die
Geschichte der Russischen Revolution zeigt uns die Möglichkeit einer
kommunistischen Revolution, aber auch die Gefahr, die von einer
Bürokratisierung der Revolution ausgeht. Das logische Produkt dieser
Politik ist letztlich eine ausgewachsene Konterrevolution, also die
Wiedereinführung des Kapitalismus. Diese Erkenntnisse müssen wir
nutzen, um uns von der fehlgeleiteten Politik des Stalinismus zu
befreien. Nur so kann die Klasse der Arbeiter_Innen weltweit
siegreich im Kampf für Sozialismus sein.


